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Einziger Tagesordnungspunkt

Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung
des Straßenverkehrsgesetzes und anderer
Gesetze

BT-Drucksache 17/12636
Novelle zur STVG

Vorsitzender: Ich möchte Sie alle recht herz-
lich zu unserer 98. Sitzung begrüßen, zu un-
serer Anhörung zum Entwurf eines Vierten
Gesetzes zur Änderung des Straßenver-
kehrsgesetzes und anderer Gesetze. Alle
wissen, dass es im Grunde um die Punktere-
form geht. Ich möchte dazu recht herzlich
unsere Sachverständigen begrüßen. Als ers-
tes Herrn Dr. Peter Dauer von der Freien- und
Hansestadt Hamburg, dann Herrn Dr. Walter
Eichendorf vom Deutschen Verkehrssicher-
heitsrat e.V., Frau Anja Hänel vom Verkehrs-
club Deutschland e.V., Herr Dr. Peter
Kiegeland vom Berufsverband Deutscher
Psychologinnen und Psychologen e.V., Herrn
Dr. Markus Schäpe vom ADAC e.V. und Herrn
Dietmar Zwerger, Vorsitzender Richter am
Verwaltungsgericht München. Seien Sie uns
recht herzlich willkommen! Es haben alle
schriftliche Stellungnahmen eingereicht. Das
Verfahren ist so, dass wir sofort mit den Fra-
gerunden beginnen. Das heißt, die Abgeord-
neten fragen maximal zwei Sachverständige
und Sie haben dann die Möglichkeit, zu ant-
worten. Ich gehe davon aus, dass alle ein-
verstanden sind, dass wir es so gestalten, wie
wir es immer bei öffentlichen Anhörungen
gestalten, nämlich, dass wir ein Wortprotokoll
führen. Damit beginnen wir direkt und ich bitte
um Wortmeldungen der Abgeordneten! Frau
Lühmann!

Abg. Kirsten Lühmann (SPD): Guten Mor-
gen, meine Damen, meine Herren! Herzlichen
Dank, dass Sie gekommen sind! Wir reden
heute grundsätzlich über den Gesetzentwurf
der Bundesregierung. Da sich der Gesetz-
entwurf aber auf eine notwendige Änderung
der Fahrerlaubnisverordnung bezieht, bitte ich
– und Sie haben ja in Ihren Stellungnahmen
darauf Bezug genommen, obwohl wir nicht
originär über diese Verordnung beschließen,
weil es eine Sache zwischen der Bundesre-
gierung und dem Bundesrat ist –, da auch
einige Fragen stellen zu dürfen, da ich glaube,
dass im Gesamtkontext der Reform die ge-
planten Änderungen ganz wichtig sind. Ich
möchte aber in der ersten Runde zwei Fragen
an Herrn Dauer stellen, der ja hier auch als

Vertreter eines Landes sitzt. Die Länder ha-
ben uns geschildert, dass der Verwaltungs-
aufwand, der erforderlich ist, um diese Reform
durchzuführen, für sie erheblich sein wird; und
zwar erheblich höher als der Verwaltungs-
aufwand des jetzigen Verfahrens. Es gab ein
Gespräch im Ministerium. Da konnten die
Länder aber diesen zusätzlichen Verwal-
tungsaufwand nicht verifizieren, weil sie ja
noch keine Erfahrungen damit haben, wenn
sie das durchsetzen. Die Frage für uns stellt
sich natürlich: Wie könnten wir diesen Auf-
wand für die Länder minimieren, das heißt,
wie können wir als Gesetzgeber die Reform
eventuell anders gestalten, so dass die Län-
der weniger Verwaltungsaufwand haben? In
diesem Zusammenhang auch die Frage: Sie
haben in Ihrer Stellungnahme gefordert, dass
die Löschungsfrist für die Liste der Absol-
venten des Aufbaukurses nicht nach neun
Monaten – wie die Bundesregierung es vor-
schlägt – endet, sondern nach fünf Jahren. Da
sagen uns dann auch Datenschützer: muss
das unbedingt sein? Vielleicht könnten Sie in
diesem Zusammenhang nochmal erläutern,
ob das sein muss.

Die zweite Frage, die ich Ihnen stelle, ist: Sie
haben in Ihrer Stellungnahme auf ein Problem
hingewiesen, das mir zumindest noch nicht
bekannt war. Bei einer Neuerteilung einer
Fahrerlaubnis werden Punkte gelöscht; dort
gibt es zwei Fälle, die aus meiner Sicht relativ
unproblematisch sind, aber bei dem Dritten,
nämlich bei der Neuerteilung, haben Sie ge-
sagt, gebe es eine Lücke, wo eventuell je-
mand es taktisch erreichen könnte, dass seine
Punkte wegfallen, ohne großen Aufwand.
Wenn Sie das bitte nochmal erläutern können,
vielleicht an Hand eines praktischen Beispiels!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Dauer,
Sie haben das Wort.

Dr. Peter Dauer (Behörde für Inneres und
Sport Hamburg): Zum Aufwand für die Länder:
Die Bundesregierung rechnet selbst ja mit
einem steigenden Aufwand für die Länder.
Das ergibt sich aus dem Gesetzentwurf. Die
Bundesregierung erwartet bei den Maßnah-
men der ersten Eingriffsstufe einen Anstieg,
bei den Maßnahmen der zweiten Eingriffs-
stufe einen deutlichen Anstieg der Fallzahlen.
Damit ist auch schon aus der Erwartung der
Bundesregierung heraus mit einem Mehr-
aufwand der Länder zu rechnen. Wir rechnen
unabhängig davon aus weiteren Gründen mit
einem Mehraufwand der Länder. Ich habe das
in meiner Stellungnahme auf Seite 12 fol-
gende dargestellt. Es wird eine erhebliche
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Ausweitung der Seminarüberwachung geben,
weil die Seminare in kleineren Einheiten
durchgeführt werden. Die künftig gesetzlich
festzulegende Frist von drei Monaten, in der
man an dem angeordneten Seminar teilneh-
men muss, wird vielfach nicht ausreichen, so
dass wir mit einer Fülle von Verlängerungs-
anträgen rechnen. Das macht zusätzliche
Arbeit. Wir rechnen vermehrt mit einer Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis wegen nicht vor-
gelegter Teilnahmebescheinigungen, weil das
Seminar wesentlich teurer werden wird. Viele
Leute werden sich das nicht leisten können.
Oder sie werden überfordert sein von den
gestiegenen Anforderungen mit Hausarbeiten
und Ähnlichem. Das alles führt zu einer
Mehrbelastung der Fahrerlaubnisbehörden,
die allerdings nicht in Euro und Cent quantifi-
zierbar ist. Ich muss da um Verständnis bitten.
Das können wir schlicht und einfach nicht
quantifizieren, weil wir auch noch gar nicht
wissen, wie die Erfahrungen sein werden.

Wir wissen natürlich auch nicht, ob die Prog-
nose der Bundesregierung, dass es da zu
einem Anstieg bzw. zu einem deutlichen An-
stieg der Fallzahlen kommt, richtig ist. Aber
mal unterstellt, das ist so, dann müssen wir mit
einem Mehraufwand rechnen, für den wir
keinen Ausgleich bekommen. Die Bundesre-
gierung hat gesagt: Das ist alles gebührenfi-
nanziert. Aber so einfach ist das nicht. Ich will
das jetzt nicht ausführlich darstellen, aber wir
können nicht einfach mit zusätzlichen Ge-
bühren zusätzliches Personal einstellen,
sondern wir werden das mit dem vorhandenen
Personal lösen müssen. Also ist die Frage:
Wie kann man eventuell dazu beitragen, dass
der Mehraufwand der Länder geringer wird?
Das war die Frage von Frau Lühmann. Zu-
nächst mal zu dem Thema „Löschung nach
fünf Jahren“, das ist ein Punkt aus der Stel-
lungnahme des Bundesrates. Wir müssen als
Länder in der Lage sein, eine vernünftige
Überwachung der Seminare durchzuführen.
Dazu brauchen wir die äußeren Rahmenbe-
dingungen. Dazu gehört, dass die Daten über
die Teilnehmer so lange bei dem Durchführer
des Seminars gespeichert sind, dass sie dann
auch bei der Seminarüberwachung zu Ver-
fügung stehen. So wie die Bundesregierung
das vorschlägt, nach neun Monaten diese
Daten alle zu löschen, das hat zur Folge, dass
dann bei der Überwachung die Daten nicht
mehr zur Verfügung stehen, so dass die Se-
minarüberwachung dann nicht mehr möglich
ist. Deswegen hat der Bundesrat gefordert,
dass diese mindestens fünf Jahre gespeichert
sein müssen. Angeblich hat der Daten-
schutzbeauftragte damit Probleme. Das kann
ich nicht beurteilen. Aber jedenfalls ist eine

Seminarüberwachung ohne Teilnehmerdaten
schlicht und einfach nicht machbar. Deswe-
gen also diese Forderung des Bundesrates,
die aus meiner Sicht unbedingt erfüllt werden
muss.

Die Überwachung allgemein muss so geregelt
sein, dass die Länder auch in der Lage sind,
ohne allzu großen Aufwand diese Überwa-
chung zu machen. Das ist aus meiner Sicht in
den bisher vorliegenden Entwürfen ungenü-
gend geregelt. Ich will das jetzt nicht allzu
ausführlich darstellen, aber nur ganz kurz: Die
Bundesregierung hat vorgeschlagen, dass die
Qualitätssicherung der Seminare entweder
durch Überwachung oder durch Anschluss der
Durchführer der Seminare an ein Qualitäts-
sicherungssystem gemacht werden soll.
Diese Qualitätssicherungssysteme, denen
sich die Fahrlehrer und Psychologen sollen
anschließen können, müssen von den Lan-
desbehörden anerkannt werden. Es sind
keinerlei Kriterien im Gesetzentwurf festge-
legt, nach welchen Maßstäben diese Aner-
kennung erfolgen soll. Das ist ein gravierender
Mangel. Die Situation würde dann so ausse-
hen, dass 16 Länder überlegen, nach welchen
Kriterien sie dann solche Qualitätssiche-
rungssysteme anerkennen. Das kann so nicht
richtig sein. Das muss also genau geregelt
werden. Möglicherweise nicht im Gesetz,
vielleicht auch in der Verordnung, aber es
muss geregelt werden. Im Übrigen müssen
die Länder die Möglichkeit haben, auch dann,
wenn Seminardurchführer sich dem Quali-
tätssicherungssystem angeschlossen haben,
trotzdem Überwachung zu machen; nicht nur
Stichproben, wie es im Gesetzentwurf heißt,
sondern sie müssen in der Lage sein, auch
dann ganz normale Überwachung zu machen.
Das ist auch im Gesetzentwurf nicht befrie-
digend geregelt. Wesentlich mehr will ich jetzt
eigentlich nicht zu dem Thema „Überwa-
chung“ sagen.

Zu dem letzten Punkt von Frau Lühmann,
„Löschung von Punkten bei Neuerteilung der
Fahrerlaubnis“. Es ist hier im Gesetzentwurf
vorgesehen, dass alle Punkte in allen Fällen
einer Neuerteilung einer Fahrerlaubnis ge-
löscht werden. Das ist eine gravierende Än-
derung gegenüber dem heutigen Rechtszu-
stand. Heute werden die Punkte bei Entzie-
hung der Fahrerlaubnis gelöscht, nicht zum
Beispiel bei Verzicht auf die Fahrerlaubnis,
damit man sich nicht durch Verzicht auf die
Fahrerlaubnis von den Punkten befreien kann.
Das soll anders geregelt werden. Bei dem
Thema „Verzicht“ habe ich gewisse Probleme.
Das ist aber dadurch entschärft worden, dass
dann, wenn der Verzichtende zum Zeitpunkt
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des Verzichts mit zwei Eintragungen im Re-
gister gespeichert war, da eine Sperrfrist ein-
tritt und eine MPU vor Neuerteilung erfolgen
muss, damit die das Thema entschärft. Aber
es gibt ein Problem, das habe ich auch in
meiner schriftlichen Stellungnahme aufge-
zeigt, wenn jemand eine befristete Fahrer-
laubnis hat, in den C- oder D-Klassen, also
Lkw- oder Busfahrer. Diese befristeten Fahr-
erlaubnisse laufen nach fünf Jahren aus, au-
tomatisch. Wenn man sie auslaufen lässt und
weiterhin eine solche Fahrerlaubnis haben
will, muss man sie neu beantragen. Das ist
dann die Neuerteilung einer Fahrerlaubnis.
Das würde bedeuten, dass, wenn jemand eine
befristete Fahrerlaubnis in den C- und
D-Klassen hat, er sie nur auslaufen lassen
muss. Er muss nur die fünf Jahre der Gültig-
keit abwarten, dann wird sie ungültig. Dann
beantragt er am nächsten Tag eine neue
Fahrerlaubnis, es wird eine neue Fahrerlaub-
nis erteilt und alle Punkte sind weg. Das kann
auch nicht richtig sein, dass man sich auf
diese Weise, insbesondere Berufskraftfahrer,
von sämtlichen Punkte befreien kann. Hier
muss aus meiner Sicht eine Änderung erfol-
gen. Diese Änderung könnte so aussehen,
dass in diesem Fall keine Löschung stattfin-
det. Das wäre mein Vorschlag. Also nicht eine
Parallele zu der Regelung zum Verzicht. Eine
Sperrfrist von sechs Monaten ist dem Betrof-
fenen sicherlich nicht zumutbar, eine MPU ist
auch nicht unbedingt angemessen. Aber man
sollte es in diesem Fall so regeln, dass dann
eben die Punkte nicht gelöscht werden. Vielen
Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes
haben ich eine Wortmeldung von Gero
Storjohann! Bitte sehr!

Abg. Gero Storjohann (CDU/CSU): Herr
Vorsitzender, meine Damen und Herren, ich
habe die Frage an den ADAC, an Herrn Dr.
Schäpe, inwieweit Sie das jetzige System als
besser einschätzen als das, was wir bisher
haben. Dann habe ich eine Frage an Herrn
Zwerger, welche Verstöße überhaupt im Re-
gister eingetragen werden sollten, dass Sie
uns da mal einen Überblick geben aus Ihrer
Praxis.

Vorsitzender: Vielen Dank! Ich würde sagen,
wir beginnen mit Herrn Dr. Schäpe.

Dr. Markus Schäpe (ADAC e.V.): Das heute
geltende System ist extrem kompliziert. Da-
rüber besteht und bestand bei der gesamten
Diskussionszeit ab 2009 Einigkeit unter allen
Fachleuten. Das heißt, wenn wir uns darüber
unterhalten, welche Mängel der Gesetzent-

wurf vielleicht haben könnte, dann sind das im
Vergleich zum heutigen System Luxusprob-
leme. Der große Vorteil der Novelle ist, dass
die Tilgungshemmung wegfallen soll, denn sie
belastet die Autofahrer in ihrer Gesamtheit.
Wenn wir hier den Wegfall der Tilgungs-
hemmung bekommen, dann ist ein großer
Schritt getan, damit die „kleinen Fische“, die
normalen Autofahrer, massiv entlastet sind,
die mit einem oder zwei Eintragungen in
Flensburg verzeichnet sind und nie Gefahr
laufen, Maßnahmen nach dem Punktesystem
zu erhalten. Zugleich ist damit aber auch er-
reicht, dass die gefährlichen Verkehrsteil-
nehmer stärker herausgestellt werden. Dieje-
nigen, die verwarnt werden oder ein Aufbau-
seminar bekommen oder gar die Fahrerlaub-
nis entzogen bekommen, sind eine absolute
Minderheit derjenigen, die Punkte erhalten. Es
liegt im Promillebereich, wenn wir über die
Entziehung der Fahrerlaubnis sprechen. Auf
diese Art und Weise – Wegfall der Tilgungs-
hemmung – hat man den Vorteil, dass man
eine Fokussierung auf die wirklich gefährli-
chen Autofahrer erreicht, die dann auch zu
Recht den erheblichen Maßnahmen zugeführt
werden. Im heutigen System haben wir die
Situation, dass jemand durch das Anhäufen
von relativ überschaubaren und nicht allzu
schwerwiegenden Verstößen in einen Bereich
kommt, wo er eigentlich gar nicht hingehört.
Denn durch die Tilgungshemmung, die wir
heute haben, verlängert sich die Eintra-
gungsdauer von zwei Jahre auf faktisch fünf
Jahre. Das heißt, die Verwaltungsbehörden
haben sich mit Personen zu beschäftigen, die
gar nicht in die Gefahr geraten, dass sie ei-
gentlich besonders gefährlich erscheinen
sollten. Daher meine ich, dass das jetzt dis-
kutierte System gegenüber dem alten System
wesentlich vorzugswürdig ist.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Zwerger!

Dietmar Zwerger (Vorsitzender Richter am
Verwaltungsgericht München): Bei der Frage,
welche Verstöße jetzt im einzelnen ins Ver-
kehrszentralregister aufgenommen werden
sollen, tue ich mich schwer, etwas zu sagen,
weil ich natürlich die Verkehrssicherheit im
Einzelnen als Richter nicht beurteilen kann.
Ich komme ja vom Verwaltungsgericht und wir
kontrollieren die Entscheidungen der Behör-
den und nicht die Verkehrssicherheit als sol-
che. Das ist eher eine Frage, die die Sicher-
heitsbehörden und die Polizei betrifft. Aber ich
habe immer wieder an den Diskussionen beim
Deutschen Verkehrsgerichtstag in Goslar
teilgenommen, sowohl bei dem Arbeitskreis
2009, der die Reform des Punktesystems
angestoßen hat, wie auch jetzt 2013, als wir
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den Vorschlag besprochen haben. Generell
begrüße ich es, dass nach dem Entwurf nur
noch die Zuwiderhandlungen eingetragen
werden sollen, die Auswirkungen auf die
Verkehrssicherheit haben, und dass bei-
spielsweise nicht mehr wie bislang das Ein-
fahren in eine Umweltzone ins Verkehrszent-
ralregister eingetragen wird. Das, denke ich,
ist ein Fortschritt. Wir haben ja auch eine ge-
wisse Verschärfung im neuen System. Und
ich denke, dass hier die Beschränkung auf
verkehrssicherheitsrelevante Taten eher zu
einer gewissen Akzeptanz dann führen
könnte.

Abg. Oliver Luksic (FDP): Vielen Dank, Herr
Vorsitzender! Herzlichen Dank an alle Ex-
perten! Gerade das, was Herr Dr. Dauer eben
gesagt hat, zu den fünf Jahren, ist meines
Erachtens auch ein wichtiger Punkt was Da-
tenschutz und Verwaltungsaufwand angeht.
Und auch gerade den Punkt mit der Umwelt-
zone fand ich auch von Herrn Zwerger be-
merkenswert. Ich würde gerne eine Frage an
Herrn Dr. Eichendorf und Herrn Dr. Schäpe
stellen. Wie bewerten Sie die Vorschläge des
Bundesrates zur Tilgungsfrist, die ja dazu
führen würden, laut KBA, dass die Zahlen im
Zentralregister massiv steigen würden, sie in
der so genannten „Gelbe-Karte-Schulung“ bis
zu 135 Prozent anstiegen. Muss man nicht
Ihrer Meinung gerade auch deswegen wei-
terhin auf einen freiwilligen Punkteabbau
setzen? Ich darf da nochmal auf die Stel-
lungnahme des DVR verweisen, der darauf
hinweist, dass es ja der eigentliche Sinn ist,
auf ein regelkonformes und risikoärmeres
Verhalten hinzuwirken. Er verweist dort auch
nochmal auf eine Studie aus dem Jahre 2005.
Deswegen würde mich Ihre Meinung dazu
interessieren.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Eichen-
dorf, bitte.

Dr. Walter Eichendorf (DVR e.V.): Es gibt
zwei aus meiner Sicht sehr starke Gründe,
warum wir im Deutschen Verkehrssicher-
heitsrat für dieses freiwillige Fahreignungs-
seminar plädieren. Der eine ist einer, den
kennen Sie alle aus dem tagtäglichen Leben.
Wenn Sie zu irgendetwas gezwungen werden,
was Sie sehr ungern tun, dann werden Sie das
auch nicht besonders erfolgreich tun. Wir
wenden uns damit nicht gegen das Seminar
am Ende, wenn jemand ganz in die rote Zone
gekommen ist. Das muss sein. Aber solche
Seminare sind natürlich vergleichsweise we-
nig effektiv. Die werden unter Wut, die werden
mit Misstrauen und die werden ungerne ge-
macht. Die Verkehrsteilnehmerinnen und

Verkehrsteilnehmer hingegen, die auffällig
geworden sind und die sich dann selber ent-
schließen, freiwillig an einem solchen Fahr-
eignungsseminar teilzunehmen, die Zeit zu
investieren, das Geld zu investieren, die ha-
ben natürlich eine ganz andere Motivations-
lage. Die wollen es selber machen. Die gehen
mit eigenem Engagement ran und die werden
definitiv und hundertprozentig – das zeigen
alle Studien – wesentlich mehr aus dem Se-
minar mitnehmen und sich anschließend auch
im Straßenverkehr wesentlich besser verhal-
ten. Der zweite Punkt, der ebenfalls für diese
freiwilligen Fahreignungsseminare spricht, ist
auch die Tatsache, dass das Register, so wie
es jetzt angelegt ist, ja kein Strafinstrument
sein soll, sondern es soll präventiv wirken.
Was wir erreichen wollen, ist ja, dass Men-
schen sich im Straßenverkehr sicher verhal-
ten. Und wenn sie sich sicher verhalten sollen,
dann macht es keinen Sinn, bis zum bitteren
Ende zu warten und erst am Ende mit der
Keule draufzuschlagen. Sondern dann sollten
wir so früh wie möglich präventiv tätig werden,
um in einem freiwilligen Seminar die Chance
zu geben, dazuzulernen und sich anschlie-
ßend im Straßenverkehr besser zu verhalten.
Deswegen stehen wir als DVR mit unseren
Mitgliedern ganz stark hinter dieser Forde-
rung, das freiwillige Fahreignungsseminar mit
Punkterabatt beizubehalten. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Dr. Eichen-
dorf! Herr Dr. Schäpe.

Dr. Markus Schäpe (ADAC e.V.): Auch der
ADAC hält das freiwillige Seminar für absolut
gerechtfertigt und für sinnvoll, um den Ver-
kehrsteilnehmern die Möglichkeit zu geben,
möglichst frühzeitig ihr Fehlverhalten mit
professioneller Hilfe zu korrigieren. Der Streit,
der sich derzeit abspielt, ist ja letztlich die
Frage: Soll das nun gleich im Gesetzentwurf
festgelegt werden – und zwar festgelegt
werden in der Erwartung, dass das neue
Fahreignungsseminar überlegen ist – oder soll
das zunächst mal im Rahmen einer Evaluation
unter Beweis gestellt werden und, wenn dann
festgestellt wird und nachgewiesen ist, dass
dieses neue Seminar wirklich geeignet ist,
Einfluss auf den Autofahrer zu nehmen, dann
ein Punkterabatt eingeführt werden? Ich halte
beide Wege für gangbar. Der erste Weg, das
Ganze nun in einem Guss zu lösen und einen
Punkteabbau durch ein freiwilliges Seminar zu
ermöglichen, wäre charmanter. Aber letztlich,
wenn man Vorbehalte aufgrund der jetzigen
Erfahrungen mit den Abbauseminaren hat, die
ja nicht so überragende Ergebnisse gezeigt
haben, dann kann man guten Gewissens auch
noch abwarten und sagen, dann soll unter
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Beweis gestellt werden, dass das neue Se-
minar dazu in der Lage ist, auf den Autofahrer
Einfluss zunehmen. Ich bin davon überzeugt,
dass dieser Nachweis gelingen wird, denn die
Kombination der Verkehrspädagogik und der
Verkehrspsychologie in einem Seminar er-
scheint mir sehr vorzugswürdig. Ich denke,
dass damit gute Ergebnisse erzielbar sind.
Deshalb ein klares Plädoyer für freiwillige
Seminare mit Punkteabbau. Nachrangig ist
aber die Frage, ob das gleich festgeschrieben
sein muss oder ob man das bei einer Evalua-
tion in einem zweiten Schritt nachschiebt.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Dr. Schäpe!
Kollege Behrens!

Abg. Herbert Behrens (DIE LINKE.): Sehr
verehrte Sachverständige, vielen Dank für
Ihre teilweise sehr ausführlichen Antworten
auf die Fragen, die hier auf der Tagesordnung
stehen. Ich hoffe auch sehr, im Hinblick auf die
vielen Anregungen, die auch in unsere Rich-
tung gehen, dass wir diese Reform wirklich
ganz stringent unter dem Gesichtspunkt der
Erhöhung der Verkehrssicherheit ansehen
und Sanktionen usw. ganz außen vor lassen.
Wie gesagt, ich hoffe sehr, dass die Argu-
mente, die in schriftlichen Stellungnahmen
enthalten sind, als auch die, die heute noch-
mal zur Diskussion gestellt werden, auch
entsprechend wahr- und aufgenommen wer-
den. Ich will an dem Punkt ansetzen, den wir
zuletzt nochmal von Ihnen, Herr Eichendorf,
hörten, dass eben auch die Möglichkeit des
freiwilligen Seminars, um selber auch an
seinem Verhalten zu arbeiten – das ist ja nicht
ganz ausgeschlossen, dass es auch passiert
und Intention von Delinquenten sein kann –,
einfach nochmal ernster genommen wird. Ich
habe zwei Fragen – eine davon an Frau Hänel
vom VCD und eine an Herrn Dauer – in Bezug
auf diese Interventionsmaßnahmen – so
nenne ich sie einfach mal. Sie kritisieren ja
auch in Ihrer Stellungnahme, Frau Hänel,
dass das einfach zu spät kommt und man
dann wirklich mit einem Mal mit dem Hammer
auf die Leute eindrischt. Sie sagen, es ist nö-
tig, eine Verhaltensänderung dadurch her-
beizuführen, dass man früher einsetzt. Ich
würde Sie bitten, uns einfach ein paar Bei-
spiele zu geben, wie diese frühzeitigeren
Maßnahmen aussehen könnten, die aus Ihrer
Sicht erfolgreich sein könnten.

Der zweite Gesichtspunkt, den hatten Sie,
Herr Dauer, schon erwähnt, dass auf jeden
Fall die Qualitätssicherung der Seminare si-
chergestellt sein muss, damit sie wirklich den
Zweck auch erfüllen. Ich will noch einen an-
deren Aspekt heranziehen: das sind die Kos-

ten. Wir haben es jetzt mit einem Mal mit einer
Verdreifachung der Kosten gegenüber den
jetzt gültigen Nachschulungsmaßnahmen zu
tun. Ich lasse mal die Kalkulationsgrundlage
außen vor. Wie sehen Sie da die Chance,
dass dies auch gegenüber den finanziell ganz
unterschiedlich ausgestatteten Verkehrssün-
dern durchsetzbar ist? Sehen Sie da eine
Möglichkeit, auch als Idee, dass man solche
Gebührenstaffelungen auch einkommensab-
hängig gestalten kann?

Vorsitzender: Vielen Dank! Frau Hänel, Sie
haben das Wort!

Anja Hänel (VCD e.V.): Wir sind auf jeden Fall
der Meinung, dass die Reformen dazu führen
müssen, dass wirklich das Verhalten bei den
Leuten reflektiert wird, die halt häufiger auffäl-
lig werden. Das heißt, dass im Moment zwar
Stufen vorgesehen sind, aber de facto erfolgt
eigentlich erst mit sechs Punkten wirklich eine
konkrete Maßnahme. Das finden wir zu spät.
Es sollte eigentlich schon mit vier Punkten
eine konkrete Maßnahme erfolgen. Es ist so,
dass diese Verwarnungen vorab de facto ei-
gentlich ignoriert werden können. Da braucht
man sich gar nichts vormachen. Wenn da eine
schriftliche Verwarnung kommt, eine Auffor-
derung, sie sollen ihr Verhalten ändern, dann
passiert da nichts. Ab vier Punkten wäre es
sinnvoll, eine konkrete Maßnahme durchzu-
führen. Das könnte zum Beispiel sein, dass
man wirklich eine Vorladung zu einem Bera-
tungsgespräch bekommt bei der dienstfüh-
renden Polizeistelle, dass man irgendwo
vorgeladen wird, dass man ein Gespräch
führen muss. In dem Zusammenhang unter-
stützen wir auch die Möglichkeit, freiwillige
Fahreignungsseminare durchzuführen, weil
es da doch einfach die Praxis zeigt – wir ha-
ben mit vielen Leuten gesprochen, die diese
Eignungsseminare jetzt schon durchführen –,
dass eben, wie Herr Dr. Eichendorf schon
sagte, die Bereitschaft sein Verhalten zu re-
flektieren, einfach größer ist, wenn es freiwillig
geschieht.

Vorsitzender: Vielen Dank, Frau Hänel! Herr
Dauer.

Dr. Peter Dauer (Behörde für Inneres und
Sport Hamburg): Es wurde von Herrn Behrens
nach den Kosten gefragt und ob die Mög-
lichkeit besteht, das vielleicht einkommens-
abhängig zu staffeln. Dazu muss man sagen:
Nicht der Gesetzgeber oder Staat legt die
Kosten fest, sondern das machen die Anbie-
ter. Es kommt da sozusagen ein zivilrechtli-
cher Vertrag zwischen dem Anbieter des
Seminars und dem Betreffenden zustande.
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Von daher haben der Staat oder der Gesetz-
geber keinen Einfluss darauf, wie hoch die
Kosten sind. Die Kosten sind ja von der
Bundesregierung geschätzt worden. Es wird
mit einer Verdreifachung der Kosten gerech-
net. Das ist aber nur eine Schätzung. Wie die
Kosten nachher tatsächlich sein werden,
hängt von den Anbietern ab. Aber, dass die
Kosten steigen ist unvermeidlich, weil ja
Psychologen an diesen Seminaren beteiligt
sein sollen. Ein Ansatz, den ich übrigens sehr
positiv bewerte. Aber wenn man hoch qualifi-
zierte Psychologen beteiligt, kostet das natür-
lich auch mehr. Und man kann sicherlich den
Fahrlehrern und den Psychologen nicht zu-
muten, unterhalb ihrer eigenen Kosten zu
arbeiten. Von daher sehe ich es außerordent-
lich skeptisch, ob dies möglich sein würde.
Jedenfalls der Gesetzgeber wird das sicher-
lich nicht festlegen können.

Wenn Sie erlauben, würde ich aber auch
gerne noch etwas zu dem Thema „Punkte-
abbau durch freiwillige Maßnahmen“ mit an-
fügen, nachdem das eben diskutiert worden
ist. Die Länder lehnen die Einführung eines
Punkteabbaus durch freiwillige Maßnahmen
ab. Das kann ich ganz allgemein sagen: das
lehnt nicht nur das Land Hamburg ab, sondern
das lehnen alle Länder ab. Die Bundesregie-
rung hat ja den freiwilligen Punkteabbau ab-
geschafft, mit verschiedenen Argumenten,
unter anderem, dass die jetzige Situation dazu
führt, dass der Betroffene aus einem
18-Punkte-System ein 24-Punkte-System
machen kann. Die Bundesregierung hat auch
gesagt: die Wirksamkeit der bisherigen Auf-
bauseminare ist nicht nachgewiesen. Trotz-
dem haben die Leute Punkterabatt dafür be-
kommen. Es ist im Grunde ein unhaltbarer
Zustand, dass das jahrelang so gemacht
worden ist. Wir wissen nicht, ob die neuen
Maßnahmen wirksam sein werden, im Sinne
der Verkehrssicherheit. Wir würden das na-
türlich sehr begrüßen. Und die Ansätze wer-
den auch positiv beurteilt. Aber ob die neuen
Seminare wirksam sind, wissen wir alle nicht.
Das kann man nur durch Evaluation heraus-
bekommen. Deswegen wäre es übrigen gut,
wenn die Evaluation im Gesetz festgeschrie-
ben würde und nicht nur in der Begründung
unverbindlich angekündigt würde. So wie das
beim „Begleiteten Fahren ab 17 Jahren“ ge-
macht worden ist. Da ist im Gesetz geregelt
worden, dass eine Evaluation stattfinden soll
und dass dann, nach einer bestimmten Er-
probungsphase, endgültig entschieden wer-
den soll, ob das „Begleitete Fahren ab 17
Jahren“ dauerhaft eingeführt wird. Genauso
sollte man das nach meiner Auffassung hier
machen. Also die Evaluation sollte gesetzlich

vorgeschrieben werden. Und wenn sich dann
eines Tages herausstellt, dass die neuen
Seminare wirksam sind, dann kann man ja
darüber nachdenken, ob dann eventuell ein
Punkteabbau durch freiwillige Teilnahmen am
Seminar in Betracht gezogen werden kann.
Aber heute halte ich das nicht für vertretbar.

Im Übrigen: das Ziel der Reform ist ja auch
eine Vereinfachung des Systems. Der Punk-
terabatt durch freiwillige Maßnahmen hat ganz
wesentlich mit dazu geführt, dass die kompli-
zierte Punkterechnerei erforderlich gewesen
ist. Die Verwaltungsbehörden und die Ge-
richte, auch die Verwaltungsgerichte, stöhnen
ja darüber, dass, auszurechnen, wie viele
Punkte jemand zu einem bestimmten Zeit-
punkt hat, eine ganz schwierige Angelegen-
heit ist. Dazu gehört auch, dass man durch
diese Regelungen zum freiwilligen Punkte-
abbau – die übrigens ganz kompliziert gere-
gelt sind – wirklich nicht so einfach rauskrie-
gen kann, wie viele Punkte jemand zu einem
bestimmten Zeitpunkt hatte. Auch deswegen
bin ich ganz entschieden gegen die Einfüh-
rung eines Punkteabbaus durch freiwillige
Maßnahmen. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Kühn!

Abg. Stephan Kühn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich habe zwei Fragen an Herrn Dr.
Kiegeland. Und zwar knüpfe ich an die Fra-
genkomplexe an, die jetzt gerade schon von
meinen beiden Kollegen angesprochen wur-
den. Es ist ja so, dass eine verpflichtende
Teilnahme an den künftigen Fahreignungs-
seminaren ab sechs Punkten stattfinden soll.
Sie haben ja in Ihrer Stellungnahme ge-
schrieben, dass es wichtig ist, eine frühe In-
tervention zu ermöglichen. Ich wollte deshalb
fragen, welche Überlegungen Sie haben, wie
das aussehen könnte.

Der zweite Punkt knüpft an den Themenkom-
plex an, wie die Fahreignungsseminare ei-
gentlich aussehen sollen. Sie sollen ja hö-
herwertiger sein, also eine höhere Wirksam-
keit im Vergleich zu den bisherigen Aufbau-
seminaren haben. Dafür ist natürlich ent-
scheidend, eine Qualitätssicherung und na-
türlich auch eine Evaluation sicherzustellen.
Finden Sie da die Regelungen des bisherigen
Entwurfs, die bisherigen Vorstellungen der
Bundesregierung ausreichend? Oder was
müsste eigentlich erfolgen, damit wir tatsäch-
lich diese höhere Wertigkeit dieser Fahreig-
nungsseminare sicherstellen können?

Vorsitzender: Vielen Dank! Sie haben das
Wort, Herr Dr. Kiegeland.
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Dr. Peter Kiegeland (BDP e. V.): Grundsätz-
lich ist es aus psychologischer Sicht günstig,
eine Intervention möglichst frühzeitig vorzu-
nehmen, denn je frühzeitiger man ein Prob-
lemverhalten bearbeitet, desto weniger ver-
festigt es sich natürlich. Das heißt also, eine
frühe Intervention hat mit Sicherheit den Vor-
teil einer größeren Wirksamkeit, insbesonde-
re, wenn sie dann vielleicht auch noch freiwil-
lig erfolgt.

Zu der zweiten Frage, nämlich die nach der
Wirksamkeit der bisherigen Aufbauseminare.
Da kann man einfach sehen – ohne dass man
jetzt einer Berufsgruppe zu nahe tritt oder ihr
vorwirft, dass schlechte Arbeit gemacht wor-
den ist –, dass die bisherigen Aufbauseminare
in weiten Bereichen einfach regelorientiert
waren, das heißt, man ist davon ausgegan-
gen, dass Verkehrsteilnehmer ihr Verhalten
ändern, wenn sie die Verkehrsregeln verin-
nerlicht haben. Das trifft aber auf diese zum
Teil sehr auffälligen Kraftfahrer nur zum Teil
zu, denn wenn jemand fünfmal zu schnell
gefahren ist, weiß er, dass er zu schnell fährt
und er kennt auch die Regel, dass er das ei-
gentlich nicht tun darf. Das ist nicht wirklich die
Ursache seines Fehlverhaltens. Dieses Fehl-
verhalten liegt an anderer Stelle. Das ist ein
Bereich, der sicherlich vom Psychologen
deutlich besser aufgearbeitet werden kann als
von Fahrlehrern, die eher die regelbasierte
Intervention gelernt haben, während Psycho-
logen eher die persönlichkeitsorientierte, die
problemorientierte Intervention gelernt haben.
Natürlich sind solche Maßnahmen insgesamt
nur dann effektiv, wenn ein hoher Qualitäts-
standard gewahrt ist. Deswegen auch der
Vorschlag vom Bund Deutscher Psychologen,
dort unbedingt mit einem Qualitätssiche-
rungssystem zu arbeiten. Wie das ausge-
staltet sein wird, darüber muss man sich dann
im Einzelnen unterhalten. Das muss erarbeitet
werden, das kann man jetzt nicht einfach aus
der hohlen Hand erstellen, dazu sind Quali-
tätssicherungssysteme zu komplex. Aber es
gibt in diesem Bereich einschlägige Erfah-
rungen, z. B. auch mit dem Instrument der
verkehrspsychologischen Beratung, was im
jetzigen Punktesystem auch schon enthalten
ist, wo es durch eine psychologische Maß-
nahme dann doch auch zu einem Punkteab-
bau für Kraftfahrer kommen kann, die 13 bis
17 Punkte haben. Aus eigener beruflicher
Arbeit kann man an der Stelle sagen, das sind
in der Regel schon Kraftfahrer, denen das
nicht mehr aus Versehen passiert, sondern da
sind tatsächlich Probleme im Persönlich-
keitsbereich vorhanden, die dazu führen, dass
Regeln, ja, man muss wirklich sagen: bewusst
missachtet werden!

Vorsitzender: Damit sind wir in der ersten
Runde durch. Kollege Storjohann! Und dann
bitte ich um weitere Wortmeldungen.

Abg. Gero Storjohann (CDU/CSU): Ich habe
zwei Fragen zu den Fahreignungsseminaren,
Herr Dr. Schäpe. Wer nimmt diese überhaupt
war? Sind es die privaten Kfz-Führer oder sind
es die Berufskraftfahrer? Und wie schätzen
Sie die Entwicklung mit dem, was wir jetzt neu
machen, ein?

An Herrn Dr. Dauer, die Frage: Wir haben jetzt
über eine Tilgungsfrist „zwei Jahre“ oder
„zweieinhalb Jahre“ zu entscheiden. Die
Bundesregierung schlägt zwei Jahre vor, der
Bundesrat sagt zweieinhalb Jahre und ist
ziemlich fest in der Meinung. Als wir mit der
Debatte begonnen haben, waren wir bei drei
Jahren. Und Sie sind ziemlich fest in ihrer
Meinung hier. Insofern würde ich jetzt gerne
Ihre Stellungnahme zu „zweieinhalb Jahren“
hören, auch vor dem Hintergrund der Ver-
waltungsvereinfachung und des Verwaltungs-
mehraufwandes. Da sind Sie als Land be-
sonders betroffen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Schäpe.

Dr. Markus Schäpe (ADAC e. V.): Ihre Frage
war, wer nimmt diese Aufbauseminare heute
wahr. Darüber lässt sich schlecht Statistik
führen. Ich denke, das ist ein breites Spekt-
rum, das über alle Verkehrsteilnehmer hinweg
geht, unter unterschiedlichen Impulsen oder
unterschiedlichen Interessen, weshalb man so
etwas macht. Viele Verkehrsteilnehmer wer-
den heute am freiwilligen Aufbauseminar
teilnehmen, weil sie sich in der Gefahr sehen,
dass sie ohnehin demnächst ein Pflichtsemi-
nar machen müssen und sie aus diesem
Grund heute noch den Punkterabatt mitneh-
men, ohne groß zu reflektieren, weshalb denn
überhaupt diese Verkehrsverstöße begangen
werden. Es ist heute relativ einfach, ein sol-
ches Seminar zu absolvieren, weil es ein rei-
nes Anwesenheitsseminar ist. Ob dort etwas
hängen bleibt oder nicht, hängt von der eige-
nen Bereitschaft ab. Bei dem neuen Seminar
wird das ganz anders ausgestaltet sein. Da ist
ein aktives Mitarbeiten erforderlich. Da wird in
die Tiefe gegangen und da wird tatsächlich
etwas beim Teilnehmer hängen bleiben. Ich
denke, deshalb wird sich die Verhaltensän-
derung hier auch tatsächlich bei denen, die
daran teilnehmen, wiederspiegeln.

Die Berufskraftfahrer sehen sich hier erheb-
lichen Gefahren durch das Punktesystem
ausgesetzt, weil sie die Gefahr sehen, dass
sie die Fahrerlaubnis verlieren. Sie glauben,
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dass sie nun wesentlich schneller den Führer-
schein verlieren dürften als nach dem heute
geltenden Recht. Die Gefahr sehe ich nicht,
die teile ich so auch nicht. Denn man muss die
Maßnahmen immer im Kontext sehen mit der
Tilgungshemmung, die wir heute haben.
Heute brauche ich faktisch fünf Jahre, um auf
meine Punkte zu kommen, das heißt, wenn
ich auch nur jedes Jahr einen oder vielleicht
mal zwei Verstöße begehe, bin ich doch bei 18
Punkten. In Zukunft bräuchte man einen kür-
zeren Zeitraum, um in den kritischen Bereich
zu kommen. Wenn die erste Maßnahme bei
vier Punkten, das Pflichtseminar bei sechs
Punkten und die Entziehung bei acht Punkten
ist, dann bleiben bei den einfachen Verstößen
nur zwei Jahre – oder, nach den Empfehlun-
gen des Bundesrates, zweieinhalb Jahre –
Zeit. Das heißt, die Verstöße müssten in einer
wesentlich höheren Frequenz begangen wer-
den, als es heute der Fall ist. Ich denke, wer
halbwegs guten Sinnes ist und die Gefahr
sieht, dass er seine Berufsgrundlage durch
Punkte verliert, der wird sich beim zweiten
oder dritten Verkehrsverstoß wirklich besin-
nen. Und wenn er sagt, ich kriege das selbst
nicht hin, ich habe Termindruck und derglei-
chen mehr, der sollte dann professionelle Hilfe
in Anspruch nehmen und bekommt dann dort
tatsächlich nicht nur möglicherweise einen
Punkterabatt, wenn das eingeführt wird,
sondern auch eine Hilfestellung, die es ihm
erleichtert, regelkonform am Verkehr teilzu-
nehmen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Dauer.

Dr. Peter Dauer (Behörde für Inneres und
Sport Hamburg): Zu der Verlängerung der
Tilgungsfrist für „leichtere Ordnungswidrig-
keiten“. Der Bundesrat hat ja gefordert, dass
die Tilgungsfrist von zwei auf zweieinhalb
Jahre verlängert wird, um einen Ausgleich für
den Wegfall der Tilgungshemmung zu schaf-
fen. Der Wegfall der Tilgungshemmung ist ein
wesentliches Element dieser Reform, das
begrüßen wir ausdrücklich. Aber es muss
natürlich einen Ausgleich dafür geben, damit
ein angemessener Beobachtungszeitraum
vorhanden ist. Der ist heute durch die Til-
gungshemmung sichergestellt. Wenn diese
Tilgungshemmung wegfällt, muss es dafür
einen Ausgleich geben, und deswegen die
Forderung des Bundesrates nach Verlänge-
rung auf zweieinhalb Jahre. Natürlich löst das
einen Mehraufwand bei den Fahrerlaubnis-
behörden aus, das ist richtig, aber das System
muss in sich stimmig und gerecht sein. Des-
wegen halte ich das für richtig.

Vorsitzender: Danke! Kollegin Lühmann.

Abg. Kirsten Lühmann (SPD): Ich habe eine
Frage an Herrn Dauer und an Herrn
Kiegeland. Herr Dauer, Sie haben vorhin et-
was bei der ersten Beantwortung gesagt, das
mich hat aufhorchen lassen. Sie haben näm-
lich gesagt, wir erwarten, dass es vermehrt
Menschen gibt, die die Fahrerlaubnis verlie-
ren, weil sie kein Geld haben, dieses Seminar
zu bezahlen. Können Sie bitte noch ein biss-
chen ausführen, ob das heute schon der Fall
ist? Also gibt es das heute auch, dass Men-
schen das Seminar nicht machen? Da können
wir nur spekulieren, warum, aber ein Grund
könnte ja auch das Geld sein. Wir haben ge-
hört, das Seminar heute ist nicht mitwir-
kungspflichtig; das heißt, ich muss da nur
sitzen, so dass kognitive Anforderungen nicht
der Grund sein können. Wenn heute jemand
das Seminar nicht macht, kann es nur das
Geld sein? Gibt es das heute schon, dass
jemand die Fahrerlaubnis verliert, weil er das
Seminar nicht macht? Wie kommen Sie da-
rauf, dass das mehr wird? In dem Zusam-
menhang auch die Frage: Wenn wir einen
Punkteabbau, einen Punkterabatt festschrei-
ben würden, wer könnte denn davon profitie-
ren, eingedenk der Tatsache der Kosten die-
ses Seminars?

Dann habe ich eine Frage an Herrn Kiegeland.
Sie haben gesagt, wenn man etwas freiwillig
macht, dann ist der Lernerfolg wesentlich
höher. Ich würde gerne auf diesen Aspekt der
Freiwilligkeit nochmal eingehen. Freiwillig ist
eine Entscheidung für mich, wenn sie durch
keine äußeren Faktoren beeinflusst wird; das
ist freiwillig. Wenn ich aber eine Leistung für
das in Aussicht stelle, was ich mache, ist es ja
im Prinzip aus meiner Sicht nicht mehr völlig
freiwillig, sondern ich mache es ja, um eine
Leistung zu bekommen. Können Sie vielleicht
nochmal darauf eingehen, was das für den
Erfolg der Maßnahme bedeuten könnte?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Dauer.

Dr. Peter Dauer (Behörde für Inneres und
Sport Hamburg): Zu der ersten Frage: Wir
haben keine gesicherten Erkenntnisse, wie
viele Menschen sich heute das Seminar nicht
leisten können. Das ist den Fahrerlaubnis-
behörden sicherlich nicht im Einzelnen be-
kannt. Ich weiß jedenfalls nichts darüber. Wir
beobachten allerdings in den Fahrerlaubnis-
behörden, dass viele Menschen sich die MPU
nicht leisten können und sie dann bei der
Fahrerlaubnisbehörde vortragen, sie können
leider das Gutachten nicht vorlegen, das an-
geordnet worden ist, weil sie das Geld
schlichtweg nicht haben, um die MPU zu
machen. Aber das ist natürlich nicht voll ver-
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gleichbar. Zur heutigen Situation kann ich
nicht wirklich etwas sagen. Wir rechnen aber
damit, wenn die Bundesregierung von einer
Verdreifachung der Kosten ausgeht – das ist
ja wirklich erheblich –, dass dann insbeson-
dere in unteren sozialen Schichten ganz
große Schwierigkeiten entstehen könnten,
sich dieses Seminar zu leisten, und dass wir
deswegen mit einem vermehrten Anstieg der
Fahrerlaubnisentziehung rechnen müssen.
Ich glaube, auch die Bundesregierung rechnet
damit, denn sie schreibt ja in ihrem Gesetz-
entwurf, dass sie von einem Anstieg der
Fahrerlaubnisentziehung wegen Nichtteil-
nahme am Seminar ausgeht. Die Gründe
dafür werden zwar nicht genannt, aber das
können eigentlich nur diese Gründe sein, dass
damit gerechnet werden muss, dass viele
Menschen sich das nicht leisten können. So-
viel zu den Kosten.

Zum Punkterabatt durch freiwillige Maßnah-
men: Wer profitiert davon angesichts der
Kosten? Wenn ein Punkterabatt durch freiwil-
lige Teilnahme am Seminar eingeführt werden
würde, dann hieße das angesichts der ge-
stiegenen Kosten für das Seminar natürlich,
dass Menschen, denen es finanziell gut geht,
sich das eher leisten können als Menschen,
denen es nicht so gut geht. Also gutsituierte
Menschen werden es sich eher leisten kön-
nen, dann Punkte durch freiwillige Teilnahme
am Seminar abzubauen als Menschen, denen
es finanziell nicht so gut geht. Von daher
könnte man auch sagen, dadurch entsteht
sozial betrachtet eine Schieflage, weil die
gutsituierten sich es ohne Weiteres leisten
können, den Punkteabbau zu machen, die
anderen aber nicht.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes Herr
Dr. Kiegeland.

Dr. Peter Kiegeland (BDP e. V.): Richtig ist
die Frage: Was ist freiwillig in dem Bereich?
Ich denke, man kann das ganz gut mit der
verkehrspsychologischen Beratung verglei-
chen, die es auch im derzeitigen Punktesys-
tem schon gibt und die eben für Kraftfahrer mit
einem relativ hohen Punktestand tatsächlich
freiwillig in Anspruch genommen werden
kann. Freiwillig insofern, als dass es keine
behördliche Anordnung dafür gibt. Tatsächlich
ist es für viele Kraftfahrer ein wesentliches
Motiv, das durch dieses Maßnahmen natürlich
zwei Punkte abgebaut werden können. Das ist
der Anstoß, solch eine Maßnahme überhaupt
in Anspruch zu nehmen. Die Gespräche ha-
ben lediglich einen Umfang von drei Stunden,
aber in diesem Drei-Stunden-Gespräch kann
man doch eigentlich mit den Betroffenen sehr

viel erreichen, wenn man intensiv mit ihnen
arbeitet. Und man bekommt von einem
Großteil der Teilnehmer tatsächlich auch so
einige „Aha-Effekte“ dahingehend, dass man
doch eine Idee hat, wo das Fehlverhalten ei-
gentlich verursacht worden ist, und nicht nur
im Stress, den man vielleicht gerade mal
empfunden hat. Insofern ist diese Freiwilligkeit
natürlich durch etwas angestoßen – nämlich
durch einen Punkterabatt in dem Fall –, aber
es ist immer noch eine andere Motivation, die
dahintersteckt, als wenn das Ganze z. B. auf
eine behördlich Anordnung geschehen würde.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Luksic.

Abg. Oliver Luksic (FDP): Ich hätte zwei
Fragen an Herr Zwerger und würde gerne auf
seine zwei Empfehlungen eingehen, die er am
Ende seines schriftlichen Statements gibt.
Zum einen: Ein Punkt, den wir natürlich auch
lange und intensiv diskutieren, ist ja das
Thema Tattagprinzip. Und Sie erwähnen auch
auf Seite 3 eines der Argumente, wo mich
nochmal Ihre Erfahrung aus der Praxis inte-
ressieren würde, das Thema „taktische
Rechtsmittel“, sowohl für die Situation jetzt als
auch hinsichtlich Ihrer Erwartungen bei den
vorgesehenen Änderungen, weil das ein
Punkt ist, der immer sehr strittig diskutiert
wird. In Ihrer zweiten Empfehlung regen Sie
auf Seite 6 an, dass man das Ganze auch
einmalig zu einer frühen Stufe machen könn-
te, was meines Erachtens ein sinnvoller
Kompromiss sein könnte. Wenn Sie dazu
noch etwas ausführen könnten!?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Zwerger.

Dietmar Zwerger (Vorsitzender Richter
Verwaltungsgericht München): Mit dem
Rechtskraft- und dem Tattagprinzip ist es so
eine Sache. Natürlich kann ich als Verwal-
tungsrichter relativ schwer etwas dazu sagen,
wie sich die Zahl der Rechtsmittel in der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit entwickeln wird,
aber man muss bei allen Gedanken davon
ausgehen, dass anhand der Zahl, die das
Kraftfahrtbundesamt geliefert hat, ersichtlich
ist, dass die Rechtsmittelquote bei Bußgeld-
bescheiden seit Jahrzehnten ungefähr gleich
ist, in den letzten beiden Jahren liegt sie bei
etwa 1,5 Prozent. Es gab zwei Stichtage, die
die Betroffenen ja geradezu herausgefordert
hätten, taktische Rechtsmittel vermehrt ein-
zulegen, einmal bei der Verlängerung der
Überliegefrist und einmal – ich habe es auch
geschrieben – bei der Erhöhung der Buß-
geldsätze. Es ist beide Male nur zu einer –
wenn überhaupt – marginal erkennbaren Er-
höhung gekommen. Ich habe in meinem
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Statement verschiedene Argumente gegeben,
aber eines möchte ich doch noch herausstel-
len. Bis das Bundesverwaltungsgericht im
Jahr 2008 für das Tattagprinzip entschieden
hat, gab es in der Rechtsprechung – die Li-
teratur war fast einhellig für das Rechtskraft-
prinzip, das ist auch heute noch so – einige
Flächenländer, wo die OVG dem Rechts-
kraftprinzip angehangen sind. Und aus diesen
Ländern ist keine erhöhte Zahl von taktischen
Rechtsmitteln bekannt geworden. Das ist ein
Fakt. Ich glaube auch nicht, dass die Leute so
fürchterlich taktisch denken. Das Rechts-
kraftprinzip ist etwas, meine ich, was zur Ab-
rundung einer sinnvollen Vereinfachung dazu
gehört, sonst wird es einfach zu kompliziert.
Ich habe in meiner Praxis immer wieder Fälle
erlebt, in denen sich die Behörden bei der
Berechnung des Punktestandes verrechnet
haben. Das kann man den Behörden auch gar
nicht so übel nehmen. Wir haben derzeit ein
sehr kompliziertes System mit den Punkten.
Schuld an der Komplizierung ist auch das
Tattagprinzip. Wenn wir es wirklich mit der
Verkehrssicherheit ernst nehmen, dann muss
man schauen, dass die Behörden ein einfa-
ches Mittel, eine einfache Berechnungsme-
thode an die Hand bekommen. Und das es
nicht so ist, wird dadurch bestätigt, dass ich
immer wieder auch von Fällen gelesen habe –
die sind auch in der Literatur, in der Recht-
sprechung belegt –, in denen bei dem Entzug
einer Fahrerlaubnis – der ja bei 18 Punkten
verfügt wird – die Gerichte nachgerechnet
haben, und dann hatten, wenn man das ganz
genau macht und mit dem Tattagprinzip
nachrechnet, die Leute eben schon 24 Punk-
te, 26 Punkte. Das heißt, Verkehrsteilneh-
mern, denen eigentlich schon längst die
Fahrerlaubnis hätte entzogen werden müs-
sen, nehmen immer noch am motorisierten
Straßenverkehr teil, nur aufgrund einer kom-
plizierten Berechnungsmethode. Und Sie
haben jetzt bei diesem Gesetzentwurf die
Chance, hier die komplizierte Berechnungs-
methode einfacher zu machen.

Dazu kann ich gleich auf die nächste Frage
mit dem Aufbauseminar überleiten, mit dem
Punkterabatt bei freiwilligem Besuch eines
Seminars. Das macht natürlich nur Sinn, wenn
sie das Rechtskraftprinzip mit reinnehmen.
Ein solcher Punkteabbau führt zwangsläufig
immer zu einer gewissen Verkomplizierung
des Systems. Aber wenn sie das Rechts-
kraftprinzip haben, dass der Behörde einen
ganz einfachen klaren Stichtag an die Hand
gibt, und dann sagen, auf einer ersten, mög-
lichst frühen Stufe hat der Betroffene die
Möglichkeit, sein Problem, das er mit der Be-
folgung der Regeln hat – das zeigt er ja durch

seine Auffälligkeit –, erstmals zu erkennen,
vor Augen geführt zu bekommen, sich selbst
zu reflektieren, dann stärkt das die Verant-
wortlichkeit und meines Erachtens auch die
Bereitschaft, sich seinem Problem zu stellen,
das Problem anzugehen und das Ganze
nachhaltig zu verbessern. Das wäre mein
Vorschlag. Und das sind auch nicht nur die
Vorschläge, sondern die Forderungen des 51.
Deutschen Verkehrsgerichtstags.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Zwerger! Als
nächstes Kollege Lutze.

Abg. Thomas Lutze (DIE LINKE.): Ich habe
zuerst eine Frage an Frau Hänel. Die Bun-
desregierung hatte bei der Bekanntgabe der
Vorschläge auch mit der Ampel gearbeitet und
Sie hatten dann auch die Farbe Grün kritisiert.
Das ist mir, als das präsentiert wurde, gar
nicht so aufgefallen, sondern erst bei der
Lektüre ihrer Stellungnahme. In diesem Zu-
sammenhang habe ich aber eine Frage zu
dem Thema der Übersichtlichkeit. Wenn ich
jetzt hier so höre, was es alles für Bedenken
und Einwände gibt und was man alles bis ins
letzte Detail beachten muss: Sehen Sie da
noch überhaupt eine Chance, wenn man die
Sachen ernst nimmt, wenn man zu einem
neuen Verfahren kommt, dass dann der we-
sentliche Antrieb, nämlich das Ziel, mehr
Übersichtlichkeit zu schaffen, überhaupt noch
realisierbar ist? Oder ob man lieber davon
abkommen und sagen sollte, wir machen lie-
ber ein rechtssicheres und ein vollkommen
nachvollziehbares System und stellen die
Übersichtlichkeit vielleicht ein bisschen hinten
an? Auch der Vorschlag, dass die Punkte
unterschiedlich lang laufen sollen. Gut, man
hat dann jetzt nur noch acht Punkte, aber die
zählen dann bis zu fünf oder sieben Jahre.
Das muss mir einmal jemand erklären, was
das mit Übersichtlichkeit zu tun hat.

Die zweite Frage habe ich an Herrn Dr.
Schäpe in Bezug auf die Schulungsseminare
und die Möglichkeit, dass man einen Rabatt
bekommt, wenn man teilnimmt. Beim jetzigen
System ist es so, dass ich, wenn ich noch re-
lativ wenig belastet bin, viele Punkte absetzen
kann. Wenn ich schon kurz vorm Führer-
scheinentzug stehe und dann an so einem
Seminar teilnehme, ob freiwillig oder ge-
zwungenermaßen, kann ich keinen Rabatt
mehr bekommen. Was spräche denn dage-
gen, ein solches abgestuftes System auch in
der zukünftigen Regelung vorzusehen, so
dass jemand, der einmalig die Regeln verletzt
hat, an solch einem Seminar teilnimmt und
damit beispielsweise seine einmalige Ge-
schwindigkeitsüberschreitung noch einmal
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wegbekommt. Damit erfasse ich ja nicht die
notorischen Leute, die sich nicht an Ver-
kehrsregeln halten, sondern ich kann jeman-
den, der dort einmal reingerutscht ist, durch
eine positive Leistung nochmal motivieren,
wieder eine „weiße Weste“ zu bekommen.
Was wäre denn, wenn man so etwas beibe-
hielte, denn es ist ja das aktuelle Recht?

Vorsitzender: Vielen Dank! Frau Hänel.

Anja Hänel (VCD e. V.): Sie hatten gefragt, ob
es möglich oder auch sinnvoll ist, die Klarheit
des Entwurfs noch deutlicher herauszuarbei-
ten. Wir sind sehr dafür, dass es zu mehr
Klarheit kommt, denn wenn wir auch auf eine
Verhaltensänderung hin abzielen wollen, dann
müssen die Signale auch ganz deutlich sein.
Das heißt, jeder kann mal in die Situation
kommen, dass er ein Fehlverhalten begeht,
dass er einen Tatbestand, der nach dem
neuen Verfahren geahndet wird, begeht.
Wichtig ist aber, die Leute herauszufiltern und
da ein klares Signal zu setzen, die vermehrt
auffällig werden und die vor allen Dingen in
Bereichen auffällig werden, die wirklich sehr
sicherheitsrelevant sind. Das betrifft vor allen
Dingen die Situation beim Fahren mit stark
überhöhten Geschwindigkeiten. Da muss
einfach ein ganz klares Signal gesetzt werden,
dass diese Delikte nicht tolerierbar sind. Ge-
nau so ist es mit Alkoholdelikten. Da vermis-
sen wir auch immer so ein bisschen Klarheit,
die müssen früher geahndet werden und dies
muss auch deutlicher sein. Genauso ist es,
dass wir ein klares Signal für Mehrfach- und
Wiederholungstäter brauchen. Deswegen, so
schwierig in der gegenwärtigen Praxis die
Hemmung ist; es ist so, dass sie im Moment
ein deutliches Signal aussendet, wer mehr-
fach straffällig oder auffällig wird, der hat auch
mit verschärften Konsequenzen zu rechnen.
Man kann dieses Signal auch geben, ohne
wieder diese Tilgungshemmung einzuführen,
in dem man einfach dann die Tatbestände in
die nächste Kategorie stuft, wenn es eine
Wiederholungstat ist.

Sie hatten zum Schluss gesagt – auch im
Hinblick auf diese grüne Kategorie – optisch
visuell, muss das Signal eigentlich ganz klar
sein. Wir haben ganz viele Leute, die sich
nicht auffällig im Verkehr verhalten. Und für
die ist es ein ganz schlechtes Signal, wenn
man bei ein bis drei Punkten noch im grünen
Bereich ist. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Schäpe.

Dr. Markus Schäpe (ADAC e. V.): Sie hatten
gefragt, ob es denn nicht möglich wäre, eine

Differenzierung beim Punkteabbauen vorzu-
nehmen, so dass jemand, der einen Ver-
kehrsverstoß begangen hat, am Seminar teil-
nimmt und dann wieder eine „weiße Weste“
hat. Man muss hier zwischen der Bepunktung
und der Frage der Eintragung unterscheiden.
Durch ein Aufbauseminar kann ich die Punkte
wegbekommen, aber ich bekomme nicht den
Eintrag im Verkehrszentralregister weg, das
heißt, der Verkehrsverstoß als solcher bleibt
bestehen, ist aber mit weniger Punkten be-
wertet. Es macht daher auch heute schon
keinen Sinn, dass jemand, der einen Ver-
kehrsverstoß begangen hat, danach zur
Fahrschule geht, um den Punkt wegzukrie-
gen, weil dieser Punkt ihm überhaupt nicht
wehtut. Der kommt nie in den Bereich, mit
seinen ein oder zwei Verkehrsverstößen je-
mals einer Maßnahme unterworfen zu wer-
den. Wir haben heute die Situationen, dass
maximal 5 % der in Flensburg eingetragenen
Personen überhaupt den Punktemaßnahmen
unterworfen werden. Deshalb kann man auch
klar sagen, die Personen, die heute zu einem
Aufbauseminar gehen und in Zukunft gehen
werden, sind Personen, die wiederholt auf-
gefallen sind und die vielleicht trotz bester
Absichten es selbst nicht geschafft haben,
sich in Zukunft regelkonform zu verhalten. Die
sollen einen Input bekommen. Aber weil je-
mand einmal um 21 km/h zu schnell gefahren
ist, muss er noch nicht zum Psychologen
gehen, um seine Probleme aufarbeiten zu
lassen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Kühn.

Abg. Stephan Kühn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich möchte auch das Thema
Verkehrssicherheit aufgreifen. Die Punktere-
form soll ja nicht nur zur Vereinfachung, zur
Übersichtlichkeit führen, sondern soll auch
einen Beitrag zur Verkehrssicherheit leisten.
Da ist es, wie angesprochen, so, dass die
Unfälle mit nicht angepasster Geschwindigkeit
oder unter Alkoholeinfluss mit die Unfallver-
ursacher sind, die ganz oben stehen. Insofern
würde ich gerne eine Frage an Herrn Dr. Ei-
chendorff und Herrn Dr. Dauer stellen. Das
Stichwort ist schon gefallen, Wiederholung-
stäter, insbesondere bei Alkoholverstößen
und bei hohen Geschwindigkeitsübertretun-
gen: Ist der bisherige Regelungsvorschlag aus
Ihrer Sicht so sinnvoll oder ist da eine Kor-
rektur notwendig? Das Gleiche gilt auch spe-
ziell für die Frage der Tempoverstöße, weil
das eben die Unfallursache Nr. 1 ist. Ist dies
im neuen Punktesystem angemessen be-
wertet oder muss man gerade bei besonders
hohen Geschwindigkeitsübertretungen, die ja
dann in der Regel auch zu besonders
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schweren Unfällen führen können, nicht noch
andere Maßstäbe ansetzen, also das schärfer
in der Bewertung berücksichtigen?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Dauer.

Dr. Peter Dauer (Behörde für Inneres und
Sport Hamburg): Aus meiner Sicht ist das
angemessen geregelt. Ich sehe da keinen
Veränderungsbedarf.

Vorsitzender: Kurz und knapp, danke! Herr
Dr. Eichendorf.

Dr. Walter Eichendorf (DVR e. V.): Ich sehe
das genauso, denn eines muss man ganz klar
sagen: derjenige, der einmal – so ist es eben
formuliert worden – 21 km/h zu schnell ge-
fahren ist, und er hat es wirklich nur einmal
gemacht, der kommt nie in ein Problem mit der
Eintragung. Derjenige, der allerdings regel-
mäßig und häufig zu schnell fährt – darauf zielt
ja letztlich die Frage von Herrn Kühn –, der
wird durch das neue System voll erwischt,
denn da kommt er natürlich ganz schnell über
diese sechs Punkte hinaus. Und das Gleiche
ist beim Thema Alkohol der Fall. Insofern sehe
ich, genauso wie Herr Dr. Dauer, keinen Än-
derungsbedarf.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Storjohann.

Abg. Gero Storjohann (CDU/CSU): Ich
möchte Herrn Dr. Eichendorf fragen. Es geht
um die Wiederholungstäter. Wir bekommen
zurzeit als Abgeordnete sehr viele Briefe, die
das Problem der Berufskraftfahrer themati-
sieren, dass die im besonderen Fokus stehen
und ihnen droht, ihren Führerschein zu ver-
lieren, allein durch die Thematik Ladungssi-
cherheit und Nichteinhalten der Höhen beim
Lkw, Maße und Gewichte und alles was damit
zusammenhängt. Stimmt das? Ist das ein
Hauptproblem bei Berufskraftfahrern? Haben
Sie da Erfahrung?

Vorsitzender: Vielen Dank! Bitte, Herr Dr.
Eichendorf.

Dr. Walter Eichendorf (DVR e. V.): Die La-
dungssicherung ist – gut, dass Sie das Thema
angesprochen haben – in der Tat ein kriti-
sches Thema bei Berufskraftfahrern. Wir se-
hen dies aus Verkehrssicherheitsaspekten
aber auch ausgesprochen kritisch und Ver-
stöße sollten unbedingt sanktioniert werden,
denn wenn die Ladung nicht richtig gesichert
ist, aber hohe Gewichte hat, heißt das, dass
bei Richtungswechsel, plötzlichem Bremsen
oder Ähnlichem das wirklich zu absolut ver-
heerenden Unfällen führen kann. Jeder Be-

rufskraftfahrer weiß genau, wie Ladungssi-
cherung zu erfolgen hat. Die Fahrzeuge ha-
ben heute auch alle die Instrumente dafür.
Das ist nur eine reine Zeitfrage. Wenn jemand
bei der Ladungssicherung schlampt, gefähr-
det das die Verkehrssicherheit immens. In-
sofern sehe ich zwar diese potenzielle Be-
troffenheit der Berufskraftfahrer, aber denen
muss man dann wirklich in das Stammbuch
schreiben, dass die paar Minuten mehr Zeit für
Ladungssicherung ganz zwingend notwendig
sind, denn es verursacht wirklich schwere
Unfälle, wenn beim Lkw die Ladung ver-
rutscht.

Vorsitzender: Vielen Dank! Ich habe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Ok, Kollegin
Lühmann.

Abg. Kirsten Lühmann (SPD): Als erstes
bitte ich eingedenk meiner Frage von der
letzten Runde um eine Einschätzung durch
Herrn Schäpe. Wir haben gehört, dass dieses
freiwillige Abbauseminar sehr teuer ist und
dass sich dies nur gewisse Leute leisten
können. Die Frage ist, ob es im Sinne Ihrer
Mitglieder ist, dass wir für Gutsituierte eine
Möglichkeit haben, die Punkte abbauen zu
können und eine andere Gruppe, wie wir
hörten, kann das nicht. Das heißt, können Sie
es so verantworten, wenn wir eine Regel
machen, die eine bestimmte Gruppe Ihrer
Mitglieder bevorzugt und von der eine große
Gruppe Ihrer Mitglieder nicht profitieren kann?

Dann habe ich eine Frage, die nochmal an die
letzten Ausführungen von Herrn Eichendorf
anknüpft. Sie haben eben geschildert, dass
Ladungssicherungsmängel sehr problema-
tisch sind. Nun habe ich in dem Bereich ja
auch mal ein bisschen gearbeitet, 27 Jahre.
Und ich mache mal hier den Einschub, Herr
Zwerger: in den 27 Jahren sind mir taktische
Rechtsmittel sehr wohl untergekommen. Und
Sie kriegen sie nicht im Gerichtssaal heraus,
sondern meistens im Gang davor, wenn man
sich darüber unterhält. Das habe ich des Öf-
teren gehört. Da möchte ich jetzt nicht die
Thematik ändern, ich wollte einfach nur sa-
gen, das gibt es, damit muss man leben. Wir
können jetzt trotzdem bei dieser Regelung
bleiben. In diesem Zusammenhang, Herr Ei-
chendorf, die Frage: Sie haben gesagt, Sie
sind dafür, dass das drinnen bleibt. Aber Ihnen
ist ja sicher auch bekannt, dass z. B. bei La-
dungssicherungsverstößen oder auch Ver-
stößen gegen Maße und Gewichte, also Höhe
usw., differenziert wird. Ich nenne Ihnen einen
Fall aus der Praxis. Der einfache Ladungssi-
cherungsverstoß, 75 Euro, der bepunktet wird,
kann durchaus vorkommen, wenn ich die
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Ladungssicherung völlig korrekt mache, aber
ich habe einen Gurt dabei, der angerissen ist,
einen nur. Das ist ein Verstoß gegen La-
dungssicherung, 75 Euro, 1 Punkt. So etwas
kann sehr leicht passieren. Halten Sie es für
möglich, dass man, um eine Trennung zu
machen, zwischen diesen leichten Verstößen
und dem, was wirklich verkehrssicherheits-
gefährdend ist – es gibt ja auch den Ladungs-
sicherungsverstoß mit Gefährdung –, dass
man da differenziert und sagt, der leichte
Verstoß, der wirklich passieren kann – wie
z. B. 10 km/h zu schnell fahren, wird ja auch
nicht eingetragen –, den nehmen wir heraus,
aber das Gravierende, mit Gefahr, das neh-
men wir rein. Und könnte so den Bedenken,
die uns mitgeteilt wurden, Rechnung getragen
werden und könnte das gleiche Prinzip auch
bei Überschreitungen von Maßen und Ge-
wichten angewandt werden, indem wir eine
Differenzierung machen zwischen dem, was
wirklich gefährlich ist und eingetragen werden
muss und dem, was nicht so gefährlich ist?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Eichen-
dorf.

Dr. Walter Eichendorf (DVR e. V.): Die bei-
den Themen würde ich voneinander trennen.
Das Thema „Maße und Gewichte“ ist aus
Verkehrssicherheitsaspekten nicht so kritisch,
das heißt, wenn man eine sehr geringfügige
Überschreitungen bei den Maßen und Ge-
wichten hat – Sie haben von sehr geringfügig
gesprochen –, dann kann man das sicherlich
wesentlich entspannter sehen. Bei der La-
dungssicherung würde ich es ganz anders
sehen und nehme exakt wieder Ihr Beispiel,
Frau Lühmann, einen Gurt, der angerissen ist.
Ein Berufskraftfahrer muss immer mehrere
Ersatzgurte dabei haben, um adäquat zu si-
chern. Verwendet er, weil kein anderer Gurt
mehr da ist, einen Gurt, der angerissen ist,
wissen Sie ganz genau, was dann passieren
kann. Wenn es zu einer Notbremsung kommt,
wird der Gurt reißen und dann haben wir die
Katastrophe. Insofern würde ich bei der La-
dungssicherung nicht dazu raten, noch zu
einer Bagatellisierung zu kommen. Bei Maßen
und Gewichten kann man das eher sehen,
wenn man wirklich nur sehr leichte Verstöße
herausnimmt.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Dr. Eichen-
dorf! Herr Dr. Schäpe.

Dr. Markus Schäpe (ADAC e. V.): Sie haben
mich gefragt, ob es der ADAC verantworten
kann, dass einige Wohlsituierte sich das
Aufbauseminar leisten können und andere
nicht. Bei 18,6 Mio. Mitgliedern haben wir

natürlich Personen dabei, die wohlsituiert sind
und andere, die finanziell nicht so gut gestellt
sind, aber wenn man nun die Kosten dieses
Aufbauseminars von 600 bis 650 Euro in Re-
lation zu dem setzt, was wegen dieser Ver-
kehrsverstöße an Geldbußen ausgesprochen
wird, was an Anwalts- und Gerichtskosten
aufgewandt wird und was an zusätzlicher
Geldbuße geleistet wird, um ein Fahrverbot
abzuwenden, dann relativiert sich dieser Be-
trag, sowohl was das Pflichtseminar angeht
als auch was das freiwillige Seminar angeht.
Beim freiwilligen Seminar muss sich der Be-
troffene die Frage stellen: Ist es mir 650 Euro
Wert, nun ein oder zwei Punkte abzubauen?
Die Frage muss er für sich selbst beantworten,
in dem er sagt: Jetzt werde ich mich wirklich
„am Riemen reißen“ und werde mich nicht
mehr erwischen lassen, ich achte ganz strikt
darauf. Wenn er der Meinung ist, dass er das
alleine nicht hinbekommt, dann muss er sich
überlegen, ob und wie er die 650 Euro auf-
bringt, um ein freiwilliges Seminar zu machen.
Wenn er es nämlich nicht schafft und auf
sechs Punkte kommt, muss er die 650 Euro
aufbringen. Und ob er dann beim Fahrlehrer
Ratenzahlung vereinbart oder nicht, muss er
dann aushandeln.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächster
Kollege Luksic.

Abg. Oliver Luksic (FDP): Was das Thema
Kosten angeht: Das andere Seminar kostet ja
auch „eine Ecke“, wie wir gerade gehört ha-
ben. Ich würde gerne nochmal beim DVR
nachhaken, was die Evaluierung und die
Qualitätssicherung angeht und die Verzah-
nung zwischen den verschiedenen Modulen.
Sie haben ja auch angerissen, dass Sie da
noch Verbesserungsbedarf sehen. Und in
dem Hinblick kann man auch nochmal darauf
verweisen, weil es mehrfach diskutiert wurde:
Die Wirksamkeit des bisherigen Abbausemi-
nars geben Sie mit 64 Prozent an. Insofern ist
das auch schon ein Argument, das man nicht
ganz von der Hand weisen kann.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Eichen-
dorf.

Dr. Walter Eichendorf (DVR e. V.): Dass das
bisherige Seminar, welches ein reines Prä-
senzseminar war und welches tatsächlich oft
einfach durch Regellernen und Regelwieder-
holungen geprägt war, nicht so erfolgreich
war, das ist, glaube ich, allgemeiner Konsens.
Das wird auch nirgendwo mehr strittig disku-
tiert. Das neue Seminar, wenn Sie sich die
Konzeption anschauen, alleine durch die
Verknüpfung mit den Psychologen, ist aller-
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dings – bis jetzt auf wirklich kleine Details – so
aufgebaut, dass man sicher sein kann, dass
es Wirkung zeigen wird. Wir haben noch ein
paar Detailvorschläge gemacht. Die sind aber
in der Hinsicht nicht so kritisch. Ich persönlich
würde auch nicht auf die Evaluation warten.
Wenn Sie wissen, dass ein Seminar gut ist
und wenn Sie wissen, dass Sie mit dem Se-
minar sehr viele Verkehrsteilnehmer erreichen
– warum wollen Sie dann noch ein paar Jahre
warten? Man kann das Ganze ja auch um-
drehen, man kann nämlich sagen, wir
schreiben es jetzt in das Gesetz rein, aber wir
schreiben, so hat es ja auch Herr Dr. Dauer
formuliert, die Evaluation rein. Dann sehen wir
in der Evaluation, wir wirksam es tatsächlich
war. Nur der andere Weg ist, es jetzt gar nicht
reinzunehmen und auf die Evaluation zu
warten, den halte ich für eine verschenkte
Gelegenheit im Sinne der Verkehrssicherheit.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Behrens.

Abg. Herbert Behrens (DIE LINKE.): Wenn
wir hier über die Reform der Flensburger
Verkehrssünderdatei diskutieren, machen wir
ein Stück „end of pipe“-Politik, das heißt, wir
greifen dann ein, wenn sanktionsfähige Ver-
gehen festzustellen sind und machen nochmal
den Versuch, dann auch aufgebautes Fehl-
verhalten langsam wieder abzubauen. Eine
Frage, die ein bisschen über das hinausgeht,
was wir hier konkret auf der Tagesordnungs-
punkt haben, an Sie die Frage gestellt, Frau
Hänel: An welchen Stellen müssten wir denn
noch zusätzlich – insbesondere, was die
Fahranfängerausbildung anbetrifft – nochmal
nachfassen? Herr Dr. Eichendorf, Sie hatten
es in Ihrer Begutachtung auch dargestellt und
insofern könnten Sie vielleicht auch noch ein
paar Worte dazu sagen. Wo müssen wir
überhaupt nochmal ansetzen, um in der
Fahrausbildung schon Verkehrsvergehen zu
verhindern, die wir dann hier, zumindest im
konkreten Fall, noch grade regeln wollen? Der
Verkehrssicherheitsrat in Goslar hat dazu eine
ganze Reihe von Aussagen gemacht und
gerade das noch angemahnt. In diesem Zu-
sammenhang auch an beide die Frage ge-
richtet: Müssen wir uns nicht wirklich konse-
quent mit der Frage auseinandersetzen,
Nullpromille und Temporeduzierung in ande-
rer Art zu gestalten?

Vorsitzender: Vielen Dank! Wer mag begin-
nen? Frau Hänel.

Anja Hänel (VCD e. V.): Es ist wahr, wenn
man Verkehrssicherheit ernst nimmt, dann
muss man vor allen Dingen erst einmal
schauen, dass die Bedingungen so sind, dass

die Leute möglichst nicht dazu verführt wer-
den, Regelverstöße zu begehen, das heißt,
wir brauchen klare Regelungen. Ein Punkt,
den wir da als ganz wichtig ansehen, ist eine
Neuregelung Tempo 30 km/h innerorts, denn
wir haben im Moment eine sehr unübersicht-
liche Regelung mit vielen kleinteiligen Aus-
weisungen. Wir brauchen Tempo 30 km/h als
Basisgeschwindigkeit und klar signalisiert, auf
welchen Straßen man auch schneller fahren
darf. Wir brauchen auch in anderen Bereichen
die Situation, dass Regelverstöße nicht pas-
sieren, das heißt, vor allem auch bei der Inf-
rastruktur für den Fahrradbereich. Wir haben
dort viele Regelverstöße, die darauf zurück-
zuführen sind, dass die Infrastrukturen im
Fahrradbereich einfach nicht optimal ausge-
staltet sind. Das vielleicht ein bisschen zum
Hintergrund. Die Reform in Flensburg setzt
eben erst dann an, wenn es schon zum Re-
gelverstoß kam. Das ist für die Verkehrssi-
cherheit wichtig, aber ich glaube, der Schritt
davor ist wesentlich wichtiger.

Was die Ausbildung angeht: Wir sind dafür,
dass die Verkehrsausbildung schon viel früher
anfängt, dass wir regelmäßiger, auch schon
im Schulbereich, Verkehrserziehungsprojekte
haben, und zwar nicht nur die Fahrradprü-
fungen, Klasse 3 und 4, sondern dass es le-
benslanges Lernen wird, was sich vor allen
Dingen auch in Sekundarstufe 1 und 2 fort-
setzen muss. Das ist eine gute Vorbereitung,
dann auch für die Leute, die den Führerschein
machen. Wir sind auch dafür, dass Befris-
tungen des Führerscheins dazu genutzt wer-
den, sich zu überlegen, welche Sachen
müssen wir regelmäßig vielleicht noch einmal
auffrischen oder wiederholen. Ich hoffe, das
hat Ihre Fragen erst einmal beantwortet.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Eichen-
dorf.

Dr. Walter Eichendorf (DVR e. V.): Der erste
Teil der Frage von Herrn Behrens zielte auf
etwas, was sozusagen auf Ihren Füßen liegt.
Das ist ein Thema, was Sie anpacken müs-
sen, das ist nämlich die Fahrausbildung. Wir
haben ja wahnsinnig gute Erfahrungen mit
dem begleitenden Fahren mit 17 Jahren ge-
macht. Sie kennen alle die Evaluation des
Themas. Sie wissen alle, wie überzeugend
dies Modell ist, aber Sie müssen an der Stelle
sich auch noch mal fragen, warum ist dieses
begleitende Fahren mit 17 Jahren so erfolg-
reich? Es ist deswegen so erfolgreich, weil die
Lernzeit so lang ist. Da haben wir eine Lern-
zeit von einem Jahr, in dem peu à peu das
Fahren erlernt wird und sicheres Verhalten im
Straßenverkehr geübt wird. Und ganz im
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Kontrast dazu haben wir bei denjenigen, die
den regulären Führerschein machen, z. B. mit
18 Jahren für den Pkw, natürlich eine aus-
gesprochen kurze Lernzeit. Deswegen haben
wir bei dieser Zielgruppe auch wesentlich
schlechtere Ergebnisse im Straßenverkehr.
Es gibt verschiedene Modelle, die kennen Sie,
aber eines ist wirklich sicher: Wenn Sie das
Thema der jugendlichen Fahranfänger und
ihrer hohen Unfallzahlen anpacken wollen –
und das müssen Sie anpacken, denn das ist
der absolute Schwerpunkt im Straßenverkehr
–, dann hilft ihnen nur die Lernzeitverlänge-
rung. Es sind verschiedene Modelle da, die
kennen Sie, aber Sie müssen die Lernzeit-
verlängerung anpacken. Das ist eine ganz
dringende notwendige Reform.

Der zweite Teil der Frage zielte auf das
Thema Nullpromille, oder ich sage lieber Al-
koholverbot, weil man sich sonst mit den
Rechtsmedizinern über 0,1 Promille oder
sonst etwas streitet. Das Alkoholverbot ist
nach Auffassung des Deutschen Verkehrssi-
cherheitsrates zwingend erforderlich, denn wir
haben im Straßenverkehr sehr viele und vor
allem sehr schwere Unfälle unter Alkohol. Und
die bekommt man nur durch ein Alkoholverbot
in den Griff. Denken Sie jetzt gerade auch mal
an die jungendlichen Verkehrsteilnehmer. Da
haben wir in der heutigen Rechtslage eine
völlig perverse Situation. Die haben zuerst das
Alkoholverbot und müssen es drei Jahre lang
strikt einhalten. Wenn sie in der Zeit erwischt
werden, sanktionieren wir das sehr hart. Da ist
die Fahrerlaubnis weg. Jetzt kommen wir an
den Punkt, dass die sich drei Jahre daran
gehalten haben, die sind tatsächlich ganz brav
immer Nullpromille gefahren, dann sind die
drei Jahre rum und dann sagen wir denen: ach
jetzt dürft ihr trinken und Auto fahren. Das ist
völlig inkonsequent. Der einzig konsequente
Weg ist es, wirklich klar zu sagen: entweder
Trinken oder Fahren, beides geht nicht!

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Kühn.

Abg. Stephan Kühn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Sowohl vom Deutschen Ver-
kehrsgerichtstag als auch vom Verkehrsaus-
schuss des Bundesrates wurde nochmal das
Thema der Zuwiderhandlungen angespro-
chen, die sozusagen aus dem Punktekatalog
herausgenommen sind, weil man sich nur auf
die Handlungen konzentrieren will, die tat-
sächlich negative Auswirkungen auf das Un-
fallgeschehen haben. Jetzt gibt es mehrere
Zuwiderhandlungen, die aber doch in einem
gewissen Zusammenhang stehen. Also sei
das beispielsweise Kennzeichenmissbrauch,
wenn das dann am Ende mit einer Fahrer-

flucht bei einem Unfall verbunden ist, und
dann die Frage, ob man dann tatsächlich den
Täter greifen kann. Zuparken der Feuer-
wehrzufahrt etc. ist genannt worden. Ich
glaube, die Frage können vielleicht am besten
Herr Dr. Dauer und Herr. Dr. Eichendorf be-
antworten: Wie sehen Sie diesen Spagat? Ist
das sinnvoll geregelt oder gibt es Zuwider-
handlungen, wo man sich nochmal genau
angucken muss, ob die nicht tatsächlich direkt
oder indirekt im Zusammenhang mit dann
möglicherweise wirklich verkehrssicherheits-
relevantem Geschehen stehen?

Vorsitzender: Vielen Dank! Dr. Dauer.

Dr. Peter Dauer (Behörde für Inneres und
Sport Hamburg): Ich bin der Auffassung, dass
es außerordentlich problematisch ist, dass
bestimmte Zuwiderhandlungen aus dem Ka-
talog der Bepunktung, sage ich jetzt mal,
herausfallen sollen. Die Bundesregierung will
ja den Katalog auf Zuwiderhandlungen be-
schränken, die unmittelbar verkehrssicher-
heitsrelevant sind. Man kann sich trefflich
darüber streiten, was ist unmittelbar ver-
kehrssicherheitsrelevant oder vielleicht nur
mittelbar. Ich bin der Auffassung, dass das zu
stark eingeschränkt wird. Ganz klar, das ist ja
auch aus der Stellungnahme des Verkehrs-
ausschusses des Bundesrates deutlich ge-
worden, dass die Länder hier eine ganz an-
dere Position haben. Das wird sicherlich auch
im zweiten Durchgang im Bundesrat nochmal
artikuliert werden, denn das wird dann ja in der
Anlage 13 zur Fahrerlaubnisverordnung ge-
regelt. Dabei handelt es sich um eine zu-
stimmungspflichtige Verordnung. Deswegen
gehe ich davon aus, dass das letzte Wort in-
soweit noch nicht gesprochen ist.

Ich bin der Auffassung, dass auf jeden Fall
bestimmte Zuwiderhandlungen mit in den
Katalog rein müssen, die durchaus etwas mit
Verkehrssicherheit zu tun haben. Ich habe in
meiner schriftlichen Stellungnahme auf den
Verstoß gegen die Fahrtenbuchauflage hin-
gewiesen. Das soll ja herausfallen. Ein Ver-
stoß gegen die Fahrtenbuchauflage hat min-
destens mittelbar etwas mit Verkehrssicher-
heit zu tun. Derjenige, der eine Fahrten-
buchauflage hat, hat sie deswegen, weil mit
seinem Fahrzeug ein Verstoß begangen
worden ist, bei dem der Fahrer nicht ermittelt
werden konnte. Und wenn er diese Auflage
missachtet, dann sorgt er bewusst dafür, dass
auch in Zukunft der Fahrer nicht ermittelt
werden kann, wenn mit diesem Fahrzeug
wieder ein Verstoß begangen wird. Das hat
auf jeden Fall etwas mit Verkehrssicherheit zu
tun. Deswegen meine ich, dass das herein
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gehört in den Katalog. Wir als Bundesland
Hamburg meinen auch, dass das Zuparken
von Feuerwehrzufahrten mit rein gehört. Da
kann man sich natürlich sehr darüber streiten,
ob es da um Verkehrssicherheit geht, wenn
bei einem Brand in einem größeren Wohn-
haus hunderte von Menschen gefährdet sind
und die Feuerwehr dann nicht heranfahren
kann. Aber auf jeden Fall ist das eine Gefahr
für die öffentliche Sicherheit. Und deswegen
ist der Bevölkerung nicht vermittelbar, warum
das nicht mehr durch Punkte belegt wird. Es
gibt andere Beispiele, über die man natürlich
vielfach streiten kann, aber ich meine, dass
der Katalog jedenfalls zu eng gefasst ist.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Eichen-
dorf.

Dr. Walter Eichendorf (DVR e. V.): Wir
schlagen vor und begrüßen sehr, dass der
Katalog jetzt auf Verkehrssicherheit konzen-
triert wird. Er wird dadurch glaubwürdiger und
er wird dadurch auch in der Bevölkerung viel
akzeptabler. Und wenn man sauber zwischen
dem trennt, wo muss ich sanktionieren und
zwischen dem, wo will ich Prävention betrei-
ben, dann ist das Ganze nicht so schwierig.
Gerade die Sachen, die eben angesprochen
worden sind, wie leichtere Geschwindig-
keitsverstöße usw., das sind typische Prä-
ventionsthemen. Und da erfüllt auch der jet-
zige Gesetzesvorschlag genau seinen Zweck.
Da kommt ein Warnschuss durch diese Ein-
tragung. Und wenn es mehrere dieser Warn-
schüsse gibt, dann hat man jemanden, dem
man sagt, da müssen wir mal drüber reden.
Ich würde andere Bereiche, wo es wirklich um
harte Sanktionen, wo es um Kriminalität geht,
vollkommen davon abtrennen. Wenn wir
Kennzeichenmissbrauch haben und wenn wir,
das Beispiel wurde gerade gebracht, das
Zuparken von Feuerwehrzufahrten haben,
sind das aus unserer Sicht keine Themen der
Verkehrssicherheit. Das sind keine Themen,
die hier hineingehören, denn das sind The-
men, wo wirklich sofort sanktioniert werden
muss. Und da geht es nicht um Punkte, son-
dern da geht es direkt um Strafen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege
Storjohann.

Abg. Gero Storjohann (CDU/CSU): Ich
würde nochmal gerne die Problematik „Til-
gungsfrist zwei Jahre versus zweieinhalb
Jahre“ aufgreifen. Herr Dr. Eichendorf, Sie
hatten vorhin gesagt, dass Sie gerade bei
diesen kleinen Verstößen – Geschwindig-
keitsübertretung – jetzt die Gefahr sehen,
dass man doch eher seinen Führerschein

verliert als bei der alten Regelung. Oder habe
ich Sie falsch verstanden? Ich bitte Sie, dass
Sie das noch einmal deutlich machen, auch
vor dem Hintergrund, dass die Bundesländer
sehr stark die zweieinhalb Jahre fordern. Wo
ist nun der richtige Weg und was sollen wir
nun tun?

Dr. Walter Eichendorf (DVR e. V.): Zwischen
den zwei und zweieinhalb Jahren haben Sie
nicht wirklich eine Chance, sich ganz be-
gründet zu entscheiden. Das Argument ist ja
ganz klar, dass durch die Umstellung auf das
Rechtskraftprinzip und des Wegfalls dieser
Überliegefristen tatsächlich die Verjährung
verkürzt wird. Das soll ja nach dem Vorschlag
des Bundesrates dadurch kompensiert wer-
den, dass man dann statt zwei Jahre zwei-
einhalb Jahre macht. Kann man machen, da
haben wir keine Position zu. Ich glaube auch
nicht, dass man wirklich wahnsinnig begrün-
det für die zwei oder die zweieinhalb Jahre
argumentieren kann.

Der andere Punkt ist vielleicht ein ganz
leichtes Missverständnis gewesen. Ich sehe
es nicht so, dass z. B. Geschwindigkeitsver-
stöße dazu führen, dass man schneller als
früher den Führerschein entzogen bekommt.
Worauf ich hinweisen wollte war nur – und
deswegen halte ich genauso wie Herr Dr.
Dauer die jetzige Regelung beim Thema Al-
kohol und bei Geschwindigkeitsverstößen für
ausreichend: Derjenige, der es einmal ver-
sehentlich macht und einmal mit 21 km/h
durchgerauscht ist, der bekommt diesen
Warnschuss durch den Eintrag. Und wenn er
sich ansonsten regelgerecht verhält, passiert
ja nichts. Derjenige, der regelmäßig und sys-
tematisch zu schnell fährt, den packt die alte
Regelung, den packt auch die neue Regelung.

Vorsitzender: Vielen Dank! Wir haben jetzt
sehr viele Fragen … ok, wir haben noch wei-
tere Wortmeldungen. Dann noch Frau
Lühmann und Herr Kühn.

Abg. Kirsten Lühmann (SPD): Ich habe eine
Frage an Herrn Dr. Kiegeland und an Herrn
Dr. Dauer. Vorher noch eine Einschätzung:
Herr Eichendorf hat gesagt, das Zentralre-
gister hat etwas zu tun mit Prävention. Bis jetzt
war ich der Meinung, das Zentralregister ist
ein Hilfsorgan für die Verwaltungsbehörde bei
der Feststellung der Eignung einer Person,
am motorisierten Kraftverkehr teilnehmen zu
können oder nicht. Ich kann mich da irren,
aber normalerweise ist es dieses Hilfsorgan.
Wir brauchen es eigentlich nur für die Stra-
ßenverkehrsbehörden, für die Entscheidung,
entziehe ich eine Fahrerlaubnis oder nicht, wie
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beurteile ich die Person. Da kann man aber
unterschiedlicher Meinung sein.

Herr Dr. Kiegeland, es geht mir um zwei
Punkte: Einmal hat Frau Hänel vorhin den
Vorschlag gemacht, dass man frühzeitig eine
Intervention, z. B. ein verpflichtendes Ge-
spräch mit der Polizei, durchführen sollte. Da
würde ich gerne aus Ihrer Sicht wissen, ob es
zielführend ist, dass derjenige, der mir den
Punkt verschafft hat, dennoch mit mir reden
soll, dass ich das zukünftig lassen möge. Und
aus Ihrer Sicht nochmal die Frage: Welche
Teile sollten rein, also welche sollten aus der
psychologischen Sicht bepunktet werden.
Also welche Verstöße sind für die Beurteilung
relevant, ob dieser Kraftfahrer, diese Kraft-
fahrerin geeignet ist, am Straßenverkehr teil-
zunehmen oder nicht? Mir ist nämlich z. B.
aufgefallen, dass eine fahrlässige Tötung nur
dann eingetragen wird, wenn sie im Strafver-
fahren mindestens mit einem Fahrverbot be-
legt wird. Das würde heißen, eine fahrlässige
Tötung ohne Fahrverbot würde eventuell dann
als Geschwindigkeitsüberschreitung einge-
tragen werden, wenn es denn der Grund war.
Gibt es da für Sie noch Unwuchten in diesem
Katalog.

Die Frage an Herrn Dr. Dauer: Wir haben
eben gehört: „BF 17“ ist eine super Sache und
müsste eigentlich ausgeweitet werden. Sie
haben aber auch gesagt, Sie möchten keinen
Punkteabbau bei den Begleiterinnen und Be-
gleitern von „BF 17“. Wie begegnen Sie dem
Argument, dass man sagt, wenn wir „BF 17“
ausweiten wollen, dann dürfen wir nicht den
Kreis der Leute, die da begleiten können, auch
noch dadurch einschränken, dass sie keinen
Punkteabbau machen können, dann müssen
wir denen den Punkteabbau ermöglichen,
damit wenigstens die noch begleiten können.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr.
Kiegeland, bitte sehr!

Dr. Peter Kiegeland (BDP e. V.): Vielleicht zu
Ihrer ersten Frage: Soll z. B. der Polizist, der
mir diesen Punkt verpasst hat, das Gespräch
führen? Erst einmal ist festzustellen: der Poli-
zist verpasst natürlich niemandem den Punkt,
sondern das ist eine Folge des eigenen Ver-
haltens. Der Polizist führt das letztlich nur aus.
Ob alle Leute das so differenziert sehen
würden, wage ich zu bezweifeln. Von daher
spricht sicherlich einiges dafür, dass dieses
Gespräch eventuell von einer neutraleren In-
stanz geführt werden sollte, wobei sicherlich
zu berücksichtigen ist, das ist auch schon
mehrfach betont worden, dass der einmalige
Verstoß in der Regel solch ein Gespräch nicht

rechtfertigt, sondern wir müssen sicherlich
zwischen den Delikten unterscheiden, die mal
passieren, wenn man am Straßenverkehr
teilnimmt, was einfach für jeden Autofahrer
irgendwann unvermeidlich ist, und dem sys-
tematischen Täter, also der bewusst einfach
Regeln ignoriert. Für die letzte Gruppe ist si-
cherlich ein Gespräch mit einer neutraleren
Instanz der bessere Weg.

Ob es Unwuchten in diesem Punktesystem
gibt: Ich sage mal, vermutlich ja, denn ich
kenne es nicht im Detail. Ich habe diese Ein-
ladung sehr kurzfristig bekommen, nämlich
letzten Freitag, und habe mich nicht mehr in
aller Ausführlichkeit vorbereiten können. Aber
wie Herr Dr. Dauer und auch Herr Dr. Ei-
chendorf sagten, sollte es letztlich darum
gehen, tatsächlich verkehrssicherheitsrele-
vante Tatbestände in diesen Punktekatalog
aufzunehmen und andere Dinge, die zwar
wünschenswert zu regeln sind oder auch
wünschenswert zu ahnden sind, z. B. die
Feuerwehrzufahrten, gehören sicherlich in
einen anderen Bereich.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Dauer.

Dr. Peter Dauer (Behörde für Inneres und
Sport Hamburg): Zu dem Thema „Begleitetes
Fahren ab 17 Jahre“ und „Punkte für die Be-
gleitperson“. Es ist heute so, dass für die Be-
gleitperson festgelegt ist, dass sie bestimmte
Voraussetzungen erfüllen muss. Sie muss
mindestens 30 Jahre alt sein, muss seit min-
destens fünf Jahre die Fahrerlaubnis haben
und muss eine gewisse Verkehrsbewährung
haben. Für diese Verkehrsbewährung ist
festgelegt, dass diese Person nicht mehr als
drei Punkte im Verkehrszentralregister haben
darf. Bevor dieses Modell eingeführt worden
ist, ist beim Verkehrsgerichtstag in Goslar
eingehend diskutiert worden. Damals lautete
der Vorschlag des Bundesverkehrsministe-
riums: Die Begleitperson darf bis zu sieben
Punkte haben. Das ist damals beim Ver-
kehrsgerichtstag auf helle Empörung gesto-
ßen und es ist gesagt worden, eine Person,
die sieben Punkte im Verkehrszentralregister
hat, hat nicht die Verkehrsbewährung, um
geeignet zu sein, als Begleitperson beim be-
gleiteten Fahren ab 17 zu fungieren. Deswe-
gen haben wir heute drei Punkte. Das ent-
spricht auch der damaligen Forderung des
Verkehrsgerichtstages.

Und nun ist mit der Reform vorgesehen, dass
die Punkte für die Begleitperson von heute
drei auf künftig zwei neue Punkte heraufge-
setzt werden. Das entspricht nach heutiger
Rechnung vier bis fünf Punkte. Das heißt also,
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nach dem Vorschlag der Bundesregierung
darf die Begleitperson nach heutiger Rech-
nung vier bis fünf Punkte haben. Und zusätz-
lich soll hier der freiwillige Punkteabbau durch
Seminarteilnahme durch – sage ich mal – die
Hintertür eingeführt werden, in dem die Per-
son, die freiwillig an einem Seminar teilge-
nommen hat, dann sogar drei neue Punkte
haben darf. Das sind nach heutiger Zählung
sechs bis sieben Punkte. Da sind wir also
wieder an der Grenze angekommen, die da-
mals vom Verkehrsgerichtstag mit Empörung
zurückgewiesen worden ist. Ich halte schon
die Heraufsetzung der Punkteschwelle für die
Begleitperson unter normalen Umständen auf
nach heutiger Rechnung vier bis fünf Punkte
für nicht hinnehmbar und würde das ablehnen,
weil eine Person, die nach heutiger Rechnung
vier bis fünf Punkte im Verkehrszentralregister
hat, nicht die Verkehrsbewährung hat, um
wirklich als Begleitperson beim begleiteten
Fahren ab 17 fungieren zu können. Erst recht
lehne ich die Heraufsetzung bei freiwilliger
Seminarteilnahme auf nach heutiger Rech-
nung sechs bis sieben Punkte ab. Wir wissen
überhaupt nicht, ob dieses Seminar irgend
etwas im Sinne der Verkehrssicherheit bringt,
vielleicht weiß man das in fünf Jahren, aber
heute weiß man das nicht. Deswegen lehne
ich das ab. Wenn das Bestreben dabei sein
sollte, den Kreis der potenziellen Begleitper-
sonen zu erweitern, ist das natürlich ein eh-
renwertes Ziel. Ich meine aber, dass eine
Erweiterung des Kreises der Begleitpersonen
nicht auf Kosten der Verkehrssicherheit ein-
geführt werden darf und halte es deswegen für
fatal, wenn Personen hier zu potenziellen
Geleitpersonen gemacht werden sollen, die
man als nicht geeignet einstufen muss.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Kühn.

Abg. Stephan Kühn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich hätte zum Abschluss eine
Frage an die Bundesregierung. Von ver-
schiedenen Expertinnen und Experten, aber
auch in den schriftlichen Stellungnahmen ist
nochmal die Farbgebung des Punktetachos
angesprochen worden. Grün ist natürlich eine
sehr schöne Farbe, aber in dem Zusammen-
hang, glaube ich, nicht angebracht. Denn „drei
Punkte - grüner Bereich“ bedeutet, man ist
dreimal mit Tempo 60 km/h durch eine Tempo
30 km/h Zone vor einer Schule gefahren und
das sei sozusagen optisch im grünen Bereich.

Daher frage ich die Bundesregierung, ob bei
der Darstellung der Reform künftig vielleicht
eine andere Farbgebung dieses Punktetachos
in Erwägung gezogen wird, damit nicht Dinge
suggeriert werden, die, glaube ich, nicht alle in
unserem Interesse liegen, nämlich, dass es
akzeptabel sei, dass jemand drei Punkte hat
und es sei alles noch in Ordnung.

Vorsitzender: Vielen Dank, Kollege Kühn!
Damit zum Abschluss der Anhörung Kollege
Scheuer.

PSts Dr. Andreas Scheuer (BMVBS): Ich
respektiere jede Frage aus dem parlamenta-
rischen Raum, aber diese Frage zeigt, dass
Sie sich doch einige Fragen so aus der Not
heraus noch herauspressen, auf die letzten
paar Minuten der Anhörung. Wenn wir jetzt
über Farbenlehre reden, lade ich Sie sehr
herzlich ein, einfach mit der Werbeagentur
von uns nochmal Extratermine zu machen, um
dann darüber zu diskutieren, welche Farbe wir
nehmen. Ich glaube, der Hintergrund des
Ganzen war einfach, eine Ampel zu symboli-
sieren, die jeder aus dem Straßenverkehr
kennt. Und wenn man jetzt hier in Anhörun-
gen, wo es wirklich um inhaltliche Themen der
Reform geht, die weitreichend sind, um ein
transparenteres, einfacheres und gerechteres
Punktesystem hinzubekommen, dann über
Farben redet…. Herrn Kühn, ich lade Sie
immer sehr herzlich ein, und grün ist für uns
auch eine schöne Farbe, und seien Sie froh,
dass sie mal vorkommt, die grüne Farbe, bei
uns im Haus.

Abg. Stephan Kühn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Es wäre schon nett, wenn so et-
was ernsthaft beantwortet wird. Wenn Ihr ei-
gener Wissenschaftlicher Beirat das Thema
anspricht, dann ist es keine belanglose Frage.

Vorsitzender: Vielen Dank! Wir sind jetzt
beim Abschluss der Anhörung. Ich danke der
Expertin und den Experten!

Schluss der Sitzung: 10.30 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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Anlage 1

Öffentliche Anhörung am 17. April 2013

zum

 Gesetzentwurf der Bundesregierung
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